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Sozialiſierung.
Der Kern des Konflikts.

Das gewaltige Aufflammen der Ardbeiterbewegnng war die
Kraftäußernng des Proletariats für Sozialiſierung.

Bisher waren in Deutſchland nur die alten politiſchen Gewalten
niedergebrochen, nicht aber die wirtſchaftliche Hörigkeit der Ar
beiterklaſſe.

Politiſche Demokratie bedentet keine Erlöſung, wenn ihr nicht
die ſoziale Gleichheit fotgt. Soziale Gleichheit kann aber
letzten Endes nur durch wirtſchaftliche Gleichberechti
gung erlangt werden.

Der Kampf um wirtſchaftliche Gleichberechtigung war das Leit
motiv der ungeheuren Maſſenerheb ung. Sie war erfolgreich

Von oben mußte die Regierung bemerkens werte Zugeſtänd
niſſe in der allgemeinen Sozialiſierung machen. Sie bedeuten noch
nichts Entſcheidendes, das ſei gleich geſagt. Aber ſie ſind der
erſte Schritt. Die Bahn zur Sozialiſierung iſt betreten Die
Arbeiterklaſſe wird jede zögernde Regierung vorwärts zu ſtoßen
verſtehen.

Von unten aber iſt der Erfolg noch bemerkenswerter. Die
Betriebsräte werden verſaſſungsmäßig verankert, Bezirkeräte ein
geführt, ein Zentralrat als zuſammenfaſſendes Glied errichtet.

Damit ertrotzten ſich die Arbeiter das geſetzliche Mitbeſtimmungs
recht an der geſamten Produktion.

Die Unternehmer tohen. Sie erkennen mit Recht, daß ihnen
hier ein Teil der bisher unbeſchränkten Unternehmergewalt im
Betriebe abgenommen wird. Packen die Betriebsräte feſt zu, ſo
werden ſie bald nicht nur einen Finger, ſondern deren mehrere
und ſchließlich die ganze Hand beſitzen.

Die Zugeſtändniſſe von oben und der Exfolg von unten waren
groß genng, um die Bewegung zum Abbruch zu bringen. Die
Arbeit iſt in Mitteldeutſchland wieder aufgenommen worden. Jn
Leipzig wird noch verhandelt, in Berlin iſt der Streik auf
gegeben worden. Die Berliner Arbeiter ſcheinen mit dem Erfolge
nicht recht zufrieden, doch erſchwerte die Militärgewalt Noskes
die Durchführung des Streiks ſo ſehr, daß die Arbeiter zunächſt
nachgaben. Wird nun nicht gehalten, was verſprochen wurde, ſo
wird die Bewegung aufs neue aufflammen.

Die Regierung gibt bekannt: Die Gerüchte, daß eine Koag
litionsregierung zwiſchen Mehrheitsſozialiſten und Unabhängigen
in Sicht iſt, ſind abſolut falſch. Daran denkt keine verantwort-
liche Jnſtanz.

Allgemeine Heiterkeit! Die Unabhängige Sozialdemokratie kann
ſelbſtverſtändlich nicht daran denken, mit dieſen „Mehrheits-
ſozialiſten* eine Regierung zu bilden. Aber gemach! Die Kon-
flikte bleiben den' Herren Scheidemann und Nosfke nicht erſpart.
Wollen ſie wirklich ſozialiſieren, das heißt die Unternehmer-
herrichaft in den Betrieben brechen, ſo kommt über kurz oder lang
der Bruch mit dem Bürgertum, Soll aber die verſprochene So
zialiſierung nur ein Schaugericht werden, ſo wird die Ar
beiterklaſſe die Regierungsſozialiſten hinwegfegen. Alſo bitte,
Herr Scheidemann, entſcheiden Sie!

Die Axbeiterklaſſe läßt ſich um ihre ſoziale Revolution nicht
betrügen!

Das „Sozialiſierungsgeſetz“.
Weimar, 6. März. Die deutſche Nationalverſammlung hat

za Geſetz beſchloſſen, das nach Zuſtimmung des Staarenausſchuſſes
iermt verkündet wird.
Nach Paragraph 1 dieſes Geſetzes hat jeder Deutſche die ſittliche

Pflcht, ſeine geiſtigen und körperlichen Kräfte ſo zu betätigen,
wie es das Wohl der Geſamtheit erfordert.

Nach Paragraph 2 ſollen die für die Vergellſchaftlichung
geeigneten wirtſchaftlichen Unternehmungen, insbeſosdere die Ge
winnung von Bodenſchätzen u die Ausnützung von Natur-
kräften in Gemeinwirtſchaftung überführt werden.

Nach Paragraph 3 werden die Aufgoben der durch Reichsgeſetz
geregelten Gemeinwirtſchaft den wirtſchaftlichen Selbſtver-
waltungskörpern übertragen.

Nach Paragraph 4 wird in Ausübung der in Paragraph 2 vor-
geſehenen Befugniſſe ungeſäurnt durch beſondere Reichsgeſetze die
Ausnühung von Breunſtoffen, Woſſerkräften und
ſonſtigen natürlichen Energiequellen und von der aus dieſen
ſtammenden Energie nach gemein wirtſchaftlichen Geſichtspunkten
geregelt.

Das Geſetz trat mit dem Tage der Verkündung in Kraft
K

Erſte Leſung in der Nationalverſammlung.
Weimar, 7. März.

Anf der Tagesordnung ſteht Sozialiſierungsgeſetz und Wirt
ſchaftsgeſetz.ekhelciiſter Wiſſei: Das werktätige Volk will jetzt Taten
ſehen und ſchreitet überall ſelbſt zu Taten. Schon droht die An
archie. Jn dieſer Wirrnis hält es die Reichsregierung einmütig
für ihre Pflicht, durch die Geſetzgebung dem jozialpolitiſchen Stre-
ben ein legales Feid der Betätigung zu eröffnen. Dem Kohlen
geſetz wird unmittelbar eines über Kali gen Finanzpolitiſch
müſſen wir möglichſt bohe ihn des Reiches aus der Kob
lenwirtſchaft erſweeben, Reich wird ſich nicht ſcheuen, in die
ſog. wohlerworbenen Rechte oder in die Privatdergreale einzu.
greifen. Sie werden Wunder erleben, welche Energien Gie durche re ganiſation zum Wohle unſerer wirtſchaftlichen Zukun

freimachen.

ſetz iſt eine Kapitulation der Regierung.

wieder auf.
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-Erkartsberga und die Mansfelder Kreiſe.

Abg. Hue (Soz.): Die menſchliche Arbeitskraft als höchſtes
nationales Gut fordert eine entſprechende geſetzliche Würdigung.
Recht auf Arbeit und Pflicht zur Arbeit wird feſtgelegt. Das
ſind alte Fordernngen der dentſchen Gewerkſchaften. Von einer
ſog. Verſtaatlichung der Kohlenwirtſchaft iſt abzuſehen, um die
Schäden des Burcaufratismus zu vermeiden. Die wilde Soziali-
ſierung in einzelnen Betrieben iſt das Gegenteil vom Sozialis
mus. Betriebs- und Zechenräte zur Kontrolle des ganzen Pro
duktionsprozeſſes halten wir für durchaus notwendig. Eine Kom-
miſſionsberatung halten wir nicht für erforderlich. Die Privat-
intereſſen müſſen ſich dem Gemeinintereſſe beugen.

Abg. Dr. Braun (Zentr.): Die private Gewinnſucht hat im
Kriege wahre Oraien gefeiert. Als Gegenſtrömung gegen dieſen
Mammonismus iſt eine gewiſſe Sozialiſierung durchaus berechtigt.
Sozialiſierung bedeutet für die Arbeiter nicht bloß eine Geld-
quelle, ſondern der Menſch will als ſolcher geachtet werden im
Produktionsprozeß. Sofern die Geſetzentwürfe dieſen Grund-
gedanken zur Geltung bringen, ſtimmen wir ihnen zu. Die An-
nahme des Sozialiſierungsgeſetzes wird als eine Tat in der Kultur-
geſchichte der Menſchheit verzeihnet werden.

Abg. Kempkes Deutſchnau): Wir können uns von der So-
zialiſiernng ſowohl für die Produktion wie für die Arbeiter keine
weſentlichen Vorteile verſprechen. Unſere Bedenken erhöhen ſich
dadurch, daß die Sozialiſierung gerade in der jetzigen Zeit ge
macht wird. Die Regierung ſcheint gewiſſe Rückſichten nehmen
zu müſſen auf die anſtürmenden Maſſen draußen. Das Ge

Jn der Kom-
miſſion werden wir trotzdem mitarbeiten.

Wirtſchaftsminiſter Wiſſel: Die Regierung hat dieſes Geſetz
aus eigenem Antriebe eingebracht. Unbegründeten und unerfüll-
baren Forderungen wird ſie mit aller Entſchiedenheit entgegen-
treten.

Abg. Dr. Dernburg (Dem.): Sozialiſiert können nur die
hierzu geeigneten Unternehinen werden. Von dieſem Geſichts-
punkte aus haben wir gegen den Entwurf ſchwere Bedenken.
Von der Mitarbeit der Arbeiter in den Selbiwerwaltungskörpern
erwarten wir etwas ſehr Gutes. Die Demokratiſche Partei wird
die Frage äußerſt wohlwollend prüfen.
Weiterbergtung: Sonnabend 10 Uhr. Schluß 74 Uhr.
Montag wird die Beſprechung über die Ernährungsfragen

beginnen.

Die Anternehmer wüten!
Leipzig, 7. März. Der Rentralausſchuß Leipziger Arbeit-

geberverbände hat ein Telegramm an die Reichsregierung, die
ſächſiſche Staatsregierung, die Nationalveriammklung in Weimar
und die ſächſiſche Volkskammer in Dresden gerichtet, in dem er
ſich auf das entſchiedenſte gegen die geplante Einrichtung von
Betriebs, Arbeiter- und Angeſtelltenräten wendet. Die geſetzliche
Verankerung dieſer Räte würde den Ruin der Jndufſtrie be
deuten. Das Eigentum und Selbſtbeſtimmungsrecht des Be
triebsunternehmers müſſe gewahrt werden im Jntereſſe des er
tragreichen Wiederaufbaues unſerer Volkswirtſchaft

An dieſem Kampfruf erkennt man, daß die Betriebsräte von
einigem Werte ſind. Wenn ſie die Arbeiter mit dem richtigen
Geiſt erfüllen, können ſie bald der entſcheidende Faktor in der
Produktion werden. Das Geſchrei der Unternehmer braucht die
Arbeiterklaſſe nicht zu ſtören. Die Herren haben noch bei jeder
Maßnahme gegen ſie den „Ruin der Jnduſtrie“ ins Feld geführt.
Das kennt man. Daß ſie den „Herrn im Hauſe“ wieder hervor-
kehren, iſt begreiflich. Aber dies Herrſchertum der Jnduſtriekönige
ſoll ja gerade gebrochen werden.

Arbeiter! Nun macht die Betriebsräte zu Machtfaktoren!

Streikbeendigung in Berlin.
Der Generalſtreik in Berlin iſt nach den erſolgten Zuſichernngen

der Regierung aufgehoben worden. Die Meldungen beſggen:
Berlin, 7. März. Jn der Vollverſammlung der Arbeiterräte
GroßBerlins brachten die Regierungsſozigliſten den Antrag ein,
den Streik ſofort abzubrechen und die Arbeit wieder aufzunehmen.
Der Antrag wurde mit großer Stimmenmehrheit angenommen.

Eine weitere Meldung beſagt:
Die Vollſitzung des Arbeiterrates Groß Berlin hat unter Ab

lehnung eines regiernngsſozialiſtiſchen Antrages, den Streik be
dingungslos abzubrechen, veſchloſſen, daß der Streik unter
folgenden vier Bedingungen beendet werden ſol

1. Keine Maßregelung 2. Zurückziehung des Militärs aus
dem befetzten Gebiet; 3. Freilaſfung der wegen Streitbeteiligung
Verhaſteten; 4. Zurückziehung der Freiwilligenrruppen aus
Verlin.

Berlin, 8. März. Um 7 Uhr abends war der Generalſtreik
tatſächlich beendet. Die Untergrundbahn nahm den Verkehr gleich

Die Setzer und Drucker kehrten alsbald zu ihrer
Arbeitsſtätte zurück. Das Telephon wurde für den Privatverkehr
freigegeben. Ein formeller Beſchluß liegt zurzeit noch nicht vor,weil ein endgültiger Beſchluß des Arbeiterrates von GroßBerlin

noch nicht veröffentlicht iſt. W T. B.
Die Morgenblätter ſind am Sonnabend früh wieder erſchienen.
Die Kämpfe in den Straßen haben verſchiedentlich noch einen

Nachhall gefunden. Es kam zu Schießereien, doch ſind die Regie-
rungstruppen überall Herren der Lage geblieben. Der Schaden,
der durch die Kämpfe an den Hänſern, Gebänden und Läden an
gerichtet wurde, übertrifft bei weitem den der früheren Kämpfe,

Millionen Mark detrng. Am ſchwerſten beſchädigt
wurde das Polizeipräſidium. Das Warenhaus Tietz wurde voll
Krhis 4fseptündert, das Warenhaus Wertheim ſrarf heimgeſucht.
(W. T. B.)

Die Blnutopfer. Tod Berliner Leichenſchouhans konnte am
Freitag die zahlreichen ihn ugefüdrten Leichen wegen Ueberfüllung
nicht mehr annehmen. Auf den Reitungswachen waren von

ft bis Freitag nachmittag 125 verletzte Ziviliſten, darunter
Frauen und drei Kinde, anf den Unfallſtationen 14 Tote,

darunter ein Kind, eingeliefert worden. Der Lokalanzeiger ſchätzt
die Zahl der Toten auf etwa 500 bis 600, die Zahl der Ver
wundeten auf weit über Tauſend. Die Opfer der Regierungs
truppen ſeien ſehr erheblich. Es ſei hervorzuheben, daß die Auf
ſtändiſchen mit den in ihre Hände gefallenen Regierungsſofdaten
wiederholt beſtialiſch umgingen, indem ſie ſie buchſtäblich in Stücke
zerriſſen ſo behauptet das Regierungsblatt.

Re ſegentevolutionäre Miltärmucht.

Das Reichswehrgeſetz.
Die Regiernng der Herren Scheidemann und Noske braucht dringend

zuverläſſige Trupven, um die überall hervorbrechende Arbeiter
bewegung niederhalten zu können. Deshalb hat ſie ſchnell das
Reichswehrgeſetz in der Nationalverſammlung durch-
gedrückt. Ueber die neue gegenrevolutionäre Militärmacht wird uns
aus Weimar geſchrieben:

Es vergeht kein Tag mehr, an dem im Nationalthegter zu
Weimar nicht neue Orgien des Verrats am Sozialismus gefeiert
werden. Wer ſie nicht hört und ſieht, die ſozialdemokratiſchen Mi
niſter und Vertreter der mehrheitsſozialiſtiſchen Fraktion der glaubt
es nicht. Mit Aufdringlichkeir werfen ſie ſich der Rechten an den
Hals und ſind hochbefriediat, wenn dieſe in Be und Verurteilung
der Unabhängigen und Spartakiſten gnädigſt zuſtimmen. Wie
ſchnell würden Hunderttanſende von Arbeitern das Entwürdigende
des Verhaltens ihrer ſozialpatriotiſchen Vertreter durchſchauen, wenn
ſie unmittelbar Zeugen ihres Auftretens ſein könnten.

Bisher galt das Wehrgefetz, aber es verſagte infolge des Zu
ſammenſturzes des Militarismus. Auchdurch die Schaffung des Ge
ſetzes für eine freiwillige Volkswehr im Jahre 1918 wurde nicht
viel gebeſſert. Zwar hat die widerliche Werberei in den Zeitungen
und auf Plakaten einige Freiwillige zu dem noch nicht entlaſſenen
Jahrgang 1899 gebracht, darunter Kerntruvpen, wie die eiſerne
Marinebrigade, beſtehend aus aktiven, ſchon lange dienenden Unter
offizieren und Deckoffizieren. Die Formationen, die durch die
Namen Reinhbardt Gerſtenberger, Lützow, Maercker gekennzeichnet
werden, haben Bravourſtücke geleiſtet in der Bekämpfung der
„Spartakiſten“. Aber die Regierung findet, daß ihre Macht durch
die Freiwilligenverbände noch nicht genügend fundiert iſt. Des-
halb ließ ſie durch die Regiernngsparteien, denen ſich die Demo
kraten um Rießer anſchloſſen, den Antrag auf Einrichtung einer
Reichswehr einbringen, der dieſer Tage in der Nationalverſamm-
lung zur Verhandlung kam. Die Wehr iſt als Pryviſorium ge-
dacht, was natürlich nicht ausſchließt, daß. wenn das Geſetz am
31. März 1920 abgelaufen iſt, es zu verlängern.

Dem Reichspräſidenten wird dadurch, daß er ermächtigt
wird, eine vorlänſige Reichswehr zu bilden, eine ungeheure Macht
fülle in die Hände gelegt, was auf jeden Fall eine Gefahr für die
Rechte des Volkes bedeutet. Die Reichswehr ſoll die Grenzen
ſchützen wobei man faſt lediglich an die Oſtgrenze denkt den
Anordnungen der Regierung Geltung verſchaffen und Ruhe und
Ordnung im Jnnern aufrecht erhalten. Da fehlte es denn nicht
an Schilderungen der Gefahren, die im Oſten durch den Bolſche-
wismus drohen ſollen. Dabei iſt die Sowiet- Regierung erſt
noch am 11. Februar in einem Funkſpruch der falſchen Vorſtellung,
als ob das deutſche Volk von einer ruſſiſchen Jnvaſion bedroht
wäre, energiſch entgegen getreten. Die Reichsregierung hat
ihn einfach nicht bekanntgegeben. Als unſer Redner dieſen
Funkſpruch verlas, rief man ihm dazwiſchen, was denn Radek ge
wollt habe Nun, was immer er betrieben haben mag, diejenigen,
die der Sowjet Regierung gegenüber ſo mißtrauiſch ſind, ſind es
doch nur, weil ihnen Millionen deutſchen Geldes das Gewiſſen auf
ſtören, die in Rußland zu mindeſtens nicht edleren Zwecken ver
wendet worden ſind, als ruſſiſches Geld in Deutſchland. Es iſt
alſo Schwindel von der Gefahr einer „ruſſiſchen Jnvaſion“
zu ſprechen, und deshalb eine Reichswehr zu fordern. Die
Hauptſache iſt, daß man den ſchwankenden Boden damit glaubt be
feſtigen zu können, von dem Scheidemann kürzlich ſprach. Gerade
aber darin wird man ſich täuſchen. Die Zeit wird eher kommen,
als die blind gewordene Koalitionsregierung glaubt, da man eine
Söldnertruppe nicht mehr zur blutigen Arbeiter Niederhaltung
wird verwenden können. Zunächſt aber hofft man noch.

Offiziere und Unteroffiziere aller Art und Beamtenperſonal des
beſtehenden Heeres können in die Reichswehr übernommen werden,
was nichts anderes bedeutet, als daß der Geiſt des alten Militarismus
in der neuen Heeresmacht den erſehnten Tummelplatz finden ſoll
und wird. Damit finden denn auch unſere verdienten aktiven
Offiziere und Unteroffiziere endlich wieder ein geſetzliches Feld
ihrer Tätigkeit“, ſchreibt ein Scherlblatt bezeichnend. Es iſt ein
Hohn auf die Finanzlage des Reiches, daß dieſe Offiziere und
Unteroffiziere dann ihre höheren Bezüge erhalten werden. Daß
auch die Mannſchaften des alten n übernommen werden
können, wurde erſt auf Antrag der U. S. P. ins Geſetz gebracht.
Abgelehnt wurde aber ein Antrag unſerer Genoſſen auch von
den Demokraten wonach alle 3 Monate Bericht zu erſtatten
wäre über den inneren und äußeren Ausbau der Reichswehr, ſowie
den Gang ihrer Verwaltung.

Es iſt eben nur eine Redensart, wenn es im t 2 des Geſetz
entwurfs heißt, daß die Reichswehr auf „demokratiſcher
Grundlage errichtet werden ſoll, oder wie es in der Begrün
dung heißt „Der innere Ausban der Reichswehr wird den voſks
tümlichen Forderungen der Gegenwart Rechnung tragen“. Viel
zutreffender und ſchwerwiegender ſind die Worte am Schluß der
Begründung, wonach die Reichswehr ein verwendungsbereites
Werkzeug in der Handder Reichsregierung bilden ſoll.

Die Beſtimmung des Geſetzes zur Bildung einer freiwilligen
Volkswehr vom Jahre 1918: „Die Freiwilligen wählen ihre
Führer ſelbe iſt in das Reichswehrgeſetz nicht auſgenommen.
Schöpflin und Noske konnten nicht genug detonen, daß eine „ah
ſolut r Diſziplin“ in der Trupve herrſchen
müſſe, und die Rechte ſpendete ihnen frendig Beifall. Ueber die Ge
ſahren einer Konterrevolution inchte Noske wieder zu ſpötteln daß er
und ſfeinesgleichen die Konterrevolution längſt beiteiden muß er natür

lich deſtreſten. Und doch iſt es ſo, indem die Reichswehr unter
dem Deckſchild: „Ruhe und Ordnung im Innern zur Erſtialler epolutionären Regungen verwendet werden ſo e

weſentlich komerrevolutionären Zwecen dienen on wird w
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Der Klaſſenkampf.
Seine Praxis und geſchichtliche Bedentung.

Dieſer Aufſatz wurde bereis in den erſten Tagen des
Beneralſtreiks geſchrieben und geſetzt. Raummangel und
das Nichterſcheinen des Volksdlattes verhinderte bisher
eine Veröffentlichung. Red.

Der Generalſtreikin Mitteldeutſchland hat die
bisher ſchon in der Geſellſchaft wogenden Klaſfſenkämpfe in
ſchärfſter Weiſe offenbar gemacht. Das Bürgertum heuchelt
Entſetzen darüber und verleumdet die Arbeiterklaſſe aufs
ſchwerſte. Sie bezichtigt ſie des „Landfriedensbruches“. Das iſt
Spekulation auf die Unwiſſenheit. Die kapitaliſtiſche Geſell
ſchaft iſt von jeher von Klaſſenkämpfen zerriſſen geweſen, ja der
Kapitalismus an ſich bedeutet und bedingt ſchon den Klaſſen-
kampf. Keine Herrſchaft iſt denkbar, ohne daß zugleich eine
unterdrücte Klaſſe vorhanden wäre. Jn welcher Form die
Unterdrückung zum Ausdruck gelangt, iſt nicht das Entſcheidende.
Jm Altertum war es die rode brutale körperliche Gewalt und
in der Zeit der kapitaliftiſchen Herrſchaft iſt es die Lohnſklaverei.
Die Soldſchreiber des Kapitaliemus haben die Herrſchaft der
Kapitaliſten ſteis als höchſte Freiheit und freie
Selbſtbetätigung des Jndividuums“ auspoſaunt,
wobei man unter Freiheit nur das freie Handeln der be
ſitzenden Klaſſen verſtand. Oder hat man ſchon ver
geſſen, daß unter dem Kapitalismus 90 Prozent des Volkes
keine Freiheit des Handelns und der Selbſtbeſtimmung der
Exiſtenz beſißen?

Auf dem Grunde der Knechtung der Maſſen erhebt ſich das
freie Handeln einer ganz kleinen beſitzenden Oberſchicht. Abex
die Herrſchaft des Kapitals erſtreckt ſich nicht nur über die eigenen
beſitzloſen Volksgenoſſen, ſondern feiert im Jmperialismus auch
ſeinen internationalen Triumph. So war denn der Klaſſen-
kampf der Beſitzenden gegen die Beſitzloſen ſchon eine Angelegen-
heit des organiſierten Weltkapitals geworden. Jn dieſem ſelbſt
rangen Strömungen miteinander, die einer oder der anderen
„nationalen“ oder verbundenen Kapitakiſten-Gemeinſchaft dir
Vorherrſchaft ſichern wollte. Dieſer Jmperialismus trieb als
letzte entſcheidende Herrſchaftsentfaltung zum Kriege. So fehen
wir, daß der Krieg auch nur eine Kampfform des organi-
ſierten Kapitals unter ſich darſtellt. Auezufechten hatten
den Krieg freilich die beherrſchten Maſſen

Der Siegeszug des Kapitalismus iſt auf Not, Elend, Blut
und Tränen aufgebaut. Das wollen die jetzigen Wortführer der
wankenden Herrſchaft vergeſſen machen, indem ſie die heutigen
Klaſſenkämpfe als etwas Unerhörtes und Veiſpielloſes dar-
ſtellen. Jn Wirklichkeit find hie Kämpfe, die jetzt die Arbeiter-
klaſſe zur endgültigen Beſeitigung der Kapitaliſten-Herrſchaft
führen muß, nur winzig im Vergleich zur Schuld die das Bürger
tum zum Schutze ſeiner Beſitzintereſſen jahrhundertelang auf ſich
gehäuft hat. Die Kämpfe des Tages ſind erzwungen worden
vom Kapitalismus. Sie wird nicht blutig, ſondern werden es
erſt durch die Schutztruppen der Kapitalsberrſchaft falls ſie
zu Blutvergießen kommandiert werden. Die Arbeiterklaſſe hat
keine andere Waffe als ihre wirtſchaftliche Macht, die
in ihrer Arbeitskraft beruht. Durch die Verweigerung der Ar-
beitskraft trifft ſie den Kapitalismus in ſeines Weſens Kern.
Sie nimmt ihm den Profit und damit ſein einziges wirtſchaft
lich-ſoziales Machtmittel.

Geſchichtlich betrchtet hat der Kapitalismus mit Entfaltung
des Krieges ſeinen Höhepunkt erreicht. Der Triumph des
Jmperialismus war der Weltkrieg. Einen noch größeren Auf-
ſchwung zu erleben, war auch der organiſierten Kapitalsmacht
unmöglich. Der Weltkrieg mußte mit ſeinem Zuſammenbruch
des geſamten bisherigen politiſchen Herrſchaftsſyſtems enden,
wobei zu beachten iſt, daß das politiſche Herrſchaftsſyſtem nur der

Ausdruck des herrſchenden Wirtſchafts und Beſitz-
ſyſtem s darſtellt. Nach dem Kriege ringt die Menſchheit im
neue Formen der Organiſation. Brachen die politiſchen Ge
waltſtaaten zuſammen, ſo kann das neuaufzubauende Syſtem
der Ordnung nicht mit denſelben Gewalten erfolgen, die der
Kapitalismus als ihm eigentümlich herausgebildet hatte.

Jn dieſem gewaltigen Ringen ſtehen wir mitten darin. Wurde
durch die große franzöſiſche Revolution das agrariſche feudale
Wirtſchaftsſyſtem gebrochen und vom Kapitalismus aufgelöſt,
ſo wird nun in den Kämpfen der Kapftalismus um ſeine Herr-
ſchaft gebracht und der Sozialismus als Geſellſchaftsprinzip
geboren. Hat ſich die franzöſiſche Revolution mit ihren Nach-
klängen in anderen Ländern auf Jahrzehnte erſtreckt, ſo werden
die Kämpfe zur Ueberführung des Kapitalismus in den Sozig-
lismus ebenfalls lange Zeiträume erfüllen. Die Formung eines
neuen Geſellſchaftsfyſtems in der Menſchheit iſt nicht ein Augen
blick des Geſchehens, ſondern eine Reihe großer hiſtoriſcher Um
bildungen. Jn der Kleinheit des Tages und in der Erkärmlich
keit der Kampfmethoden des ſterbenden Kapitalismus mögen
die Kämpfe etwas „Entſetzliches“ haben, in Wirklichkeit ſind ſie
für den Geſchichtskundigen und den Nationalökonomen ganz
anders zu werten.

Aber ſchon rein äußerlich beirachtet, iſt der jeht wogende
Klaſſenkampf in keiner Weiſe mit den gewaltigen Kämpfen des
Kapitalismus zu vergleichen die jahrzehnielang die Völker zer
etzen. Die frühere Form der Kämpfe waren die Lohnkämpfe.r Ringen um kürzere Arbeitszeit, um ſoziale Verbeſſerungen

und wirtſchaftliche Erleichterungen. Bei diefen Kämpfen hat
die Arbeiterklaſſe ſchwere Opfer bringen müſſen. Rot, Hunger.
Elend, Verzweiflung waren das Selbſtverſtändliche. Und auf
dem Schlachtfelde der Arbeit mußten Jahr um Jahr Zehn-
tauſende ihr Leben laſſen. Da haben die Wortführer des kapi-
taliſtiſchen Bürgertums keine Zeile dagegen geſchrieben, denn je
elender die Verhältniſſe der Arbeiterklaſſe. je mangelhafter die
ſoziale Fürſorge, um ſo größer war der Profit. Nur der unge
heure Druck, den die Wirtſchaftsgewaltigen auf die Arbeiter
klaſſe ausüben konnten, hielt immer wieder die Verſuche der
Aufbäumung der Arbeiterklaſſe nieder. Der Kavitaliſten-Herr-
ſchaft ſtand nicht nur die Polizei und Juſtiz als Machtinſtru-
wente zur Verfügung, ſondern vor allem das Militär. Jm
Militarismus verkörperte ſich die Gewaltherrſchaft der Be
ſitzenden über die Beſitzloſen. Die Gewaltherrſchaft griff über
die Landesgrenzen hinaus. Der Kapitalismus empfand es als
Lebensnotwendigkeit, gegen die kapitaliſtiſche Macht der anderen
Länder anzukämpfen der Krieg! Die erträumte Weltherr-
ſchaft eines der nationalen Kapitaliſtenkonzerns mußte ſich als
Ntopie herausſtellen. Der Weltkrieg hat ſowohl den deutſchen
wie auch die Alleinherrſchaft des engliſchen Jmperialismus ver
nichtet. Und nun geht es um die Organiſierung eines neuen
hohen Wirtſchaftsprinzips.

Der Sozialismus als Wirtſchaftsform kann nicht durch
ein politiſches Machtinſtrument im Dienſte beſitzender Klaſſen

ſchaffen oder aufrechterhalten werden. Der Sozialismusferme ſich aus der Tiefe herauf. Die Arbeiter
laſſe kommt als ſchaffender Faktor des Sozialismus und als
ein Träger einzig und allein in Krage. Daß die Arbeiterklaſſe
ie Durchſetzung des Sozialismus in Angriff nehmen muß am

Ende des Zuſammenbruches des Kapitalismus, iſt nicht
ihre Schuld. Der Sozialismus als freie Schöpfung während

t

en
die volle Entfaltung des Kapitalismus im Kriege ſämtliche
Länder und Völker ruiniert und die Bevölkerung dezimiert und

hat, iſt der Neuaufbau eine Aufgabe von beiſpiel
er e.Die Arbeiterklaſſe t

Kraft und D. gkeit
zuſammenz das eine Revolution bis in

die Tiefen der Geſellſchaft bedeutet, iſt klar. Die
Machtkämpfe der r zunächſt kleine Verſuche
in Städten oder Bez aber immer gewaltiger und
umfaſſender werden A und Streiks, weil die
Ziele immer deutlicher in Erſcheinung treten. Im Augenblid
ſteht die Frage zwiſchen Arbeiterklaſſe und Beſitz ſo:

bloße politiſche Demskratie oder auch Wirtſchafts
demokratie

Die bloß politiſche Demokratie hat für die Arbeiterklaſſe
verſagt, denn dieſe politiſche Demokratie ſchuf eine Natio
nalverſammlung mit bürgerlicher Mehrheit. Auf dieſem
Boden erwychs eine Regierung, in der nicht nur das kapitali-ſtiſche und zentrumspfäffiſche Burgerium die Mehrheit hat, in

der auch die Regierungsſozialiſten durch Scheidemann und
Noske die Intereſſen des Beſitzes wahrnehmen. Scheidemann
verhindert die Sozialiſiernng von Reichs wegen, und Noske
organifiert den neuen Militarismus, mit dem man die Kämpfe
der Arbeiter um Bekriebsdemokratie niederhalten will.

Da die politiſche Demokratie, alſo die Beteiligung an der
Nationalverſammlungswahl den Arbeitern keine wirtſchaft
liche Demokratie verſchafft, müſſen ſie den wirtſchafts-demo
kratiſchen Aufbau von unten auf in die Hand nehmen. Der
Betriebsrat muß für jeden kapitaliſtiſchen Betrieb einge
führt und entſcheidende Geltung haben.

Die Nationalverſammlung mag für politiſche Demokratie
von Bedeutung ſein. aber von politiſcher Demokratie wird der
Arbeiter nicht ſatt. Die wirtſchaftliche Demokratie
erringt er ſich durch das Räteſhyftem, das er zum entſcheiden
den Fakdtor des Wirtſchaftslebens machen muß. So
ſtehen die Dinge und darum geht der Kampf. Da die heu
tige nur politiſche Demokratie nicht die Löſung des großen
hiſtoriſchen Konfliktes ger Beſitz und Arbeit bringen kann.
geben Kämpfe um die wirtſchaftliche Arbeiter Demokratie
weiter. Sie werden immer umfaſſender und klarer. Sie
müſſen von der Arbeiterklaſſe mit den ihr eigentümlichen Waf-
fen ausgefochten werden. Dieſe Waffen ſind nicht die Waffen
des alten Suſtems, nicht Militgrismus und brutale körperliche
Gewalt dieſe Waffen ſind rein fogiale und wirt-
ſchaftliche Waffen und ſtehen geſchichtlich auf höherer
Warte.

Die Arbeiterklaſſe kann ſich durch das Geſchrei der bürger-
lichen Soldpreſſe nicht irre machen laſſen. Die Kämpfe, die fie
führt, ſind geſchichtliche Notwendigkeiten, ihre Form iſt in keiner
Weiſe ſo beſtialiſch wie die Kampfesformen der bisherigen
kapitaliſtiſchen Gefellſchaft. Die Blutbäder des Krieges find
beiſpiellos; ihre Größtze iſt zu vergleichen mit einem Ozean von
Blut gegenüber einem einzigen Tröpflein, als das man höch
ſtens die Klaſſenkämpfe anſprechen könnte.

Jnmitten des Tagesgewühls wirkt dieſe Betrachtung der
großen hiſtoriſchen Zuſammenhänge tvie eine Geiſteserfri-
ſchung. Jn ihrem ſchweren Ringen braucht die Arbeiterklaſſe
die Erkenntnis der gewaltigen hiſtoriſchen Bedeutung ihres
Kampfes. Die Aufgabe iſt nun, den ganzen Maſſen dieſe
Erkenntnis zu vertiefen und ihren Willen zur Durchfetzung der
geſchichtlich-großen Aufgabe zu einen.

Selbſt wenn die gewaltigen Kämpfe noch nicht die letzte Ent
ſcheidung bringen, ſo ſind ſie ein Schritt auf bem Wege zum
endgültigen Siege des Sozialismus. Jn immer größeren
Maſſen werden die Schaffenden für das ſogialiſtiſche Prinzip
gewonnen werden und wie der Sieg des Kapitalismus über
den Feudalismus unentrinnbar war, ſo iſt auch der Triumph
des Sozialismus über den Kapitalismus nur eine Frage des
kürzeren oder längeren Geſchehens.

Die Arbeiterklaſſe muß diefe Kämpfe führen, weil ſie als
einziger Faktor in Frage kommt, der die Befreiung der Arbeit
von dem politiſchen und wirtſchaftlichen Herrſchaftsdrud
durchfetzen kann. Der Sozialismus kann nur das Werk der
Arbeiterklaſſe ſein.

Unſer Parteitag.
Seit dem Sonntag tagt der Parteitag der Unabhängigen Sozial

demokratiſchen Partei in Berlin. Jnfolge des Mittelderttichen
Generalſtreiks und der Lahmlegung des geſamten Verkehrs war
es bisher nicht möglich, genaue und zuſammenfaſſende Nachrichten
über die Verhandlungen zu erlangen.

Die wichtige Aufgabe des Parteitags war die Stellungnahme
zur Politik und Taktik der Partei und die Schaffung eines
Aktionsprogramms. Wie das gelungen iſt, geht aus den
Meldungen noch nicht mit Sicherheit hervor.

Die beiden Strömungen, Klafſenkampf und demokratiſcher Parla
mentismus auf der einen Seite und vorzugsweiſe Räteſyſtem auf
der anderen Sefte fanden in den beiden Referaten von Hagſe und
Dänmig ihren Ausdruck. Eine Zufammenfafſſung der Gedanken
und Grundſätze iſt in den deiden Reſolutionen enthalten.
Die Reſolution Däumig geben wir in folgendem wiedèer. Die
Reſolution Haaſe lautete urſprünglich etwas anders, iſt aber nach
Anregungen in der Debotte ergänzt und verändert worden. An
ſcheinend hat ſte die Zuſtimmung des VPorteitages gefunden. Wir
hoffen in nächſter Nummer ein zuſammenfaſſendes Bild de
Parteitag-Ergebniſſes bringen zu könpen.

Die Entſchließung Däumig.
Der Parteitag wolle beſchließen
Der imperigliſtiſche Welt?rieg hat die kapitaliſtiſche Wirtſchafts

ordnung dem Bankerott entgegengeführt, die materiellen und geiſtigen
Kulturgüter nadezu vernichtet und den Völkern, vor allem dem
Proletariat, unerträgliche Opfer an Gut und Blut auferlegt.

Die Proietariermaſſen lernen mehr und mehr erkennen, daß eine
Errettung aus der gar nicht mit den alten kapitaliſtiſchen
Methoden in Wirtſchaft und Volitik erreicht werden kann. Einzig
und allein die ſchlennige Verwirklichung des Sozialismus kann
z Wiederaufrichtung geſamten Kulturlebens der Menſchheit
ühren.
Jn Dentſchland haben die Proletariee in der Novemberrevolntion

die imperialiſtiſchen Gewalthaber davongejgat. Die Mächte des
Kapitals und der Reaktion ſind aher noch lebendig und wollen
das Proletariat auch weiter entrechten und ausbeuten.
Das Proletariat hat erkaunt, daß mit den Mitteln der bürger

lichen Demokratie keine volle politiſche Freiheit errungen, in der
Zuſammenarbeit mit Kleinbürgertum und Bourgeoiſie der Sozia
lismus nicht in die Tat umgeſetzt werden kann.

Der Verlauf der Revolution hat dem Proletariat gelehrt, daß
ſein Befreinngdkampf von ihm allein und nur mit einer zrole
tariſchen Kampforgauiſatten geführt werden kann.

Die vrolctariſche Revolution hat ſich in den Arbdelter- und
Soldaſenräten ſolche Kampforgoniſationen geſchaffen. Sie allein
können die Proletarjermaſſen zuſammenſaſſen, nur mit dieſen
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2 hrt we nnen.Varteitag deguſtragt daher die Parteileitung, ſofort die
r es P mms in die e zu ſeiten, das derPartei die Htinien ab für den ſofortigen Uebergang vom
Kapitalismus zum Sozialismus und ſich aufbaut auf der prole
tariſchen Demokratie, die ſich in den Arbeiterräten verkörvert.

Solange die Proletariermaſſen noch nicht geſchloſſen für eine
Errichtung der Diktatur des Proletariats gewonnen ſind, hat die
Unabhängige Sozialdemokratiſche Partei Deutſchlands alles zu
tun, die revolutionären Rechte der Arbeiter-, Bauern und Sol
datenräte zu verteidigen und zu erweitern.

Ernſt Däumig und 15 Delegierte.

Die Entſchließung Haaſe,
die mehrfach ergänzt und ausgeweitet wurde, hat folgenden end
gültigen Wortlaut vekommen:

Unter der Aufrechterhaltung des grundſäßtzlichen Teils des
Erfurter Programms erklärt der Parteitag Jm November 1918
aben die revolntionären Arbeiter und Soldaten Deutſchlands die
taatsgewalt erobert. Sie haben aber ihre Macht nicht es

und die kapitaliftiſche n nicht überwunden. Die
ührer der Rechtsfozialiſten haben den Pakt mit den bürgerlichen
laſſen erneuert und die Jntereſſen des Proletariats preisgegeben.

Sie treiben eine Verwirrungsvpolitik mit den Worten Demofkratie
und Sozialismus. In der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung ſind
demokratiſche Rechtsformen Truggebilde. So lange der politiſchen
Befreiung nicht auch die wirtſchaftliche Befreiung und die Unab-
hängigkeit gefolgt iſt, beſteht keine wahre Demokratie. Die So-
zialiſterung wie die Rechtsſozioſiſten ſie betreiben, iſt ein Gaukel
ſpiel. Sie begnügen ſich, unter chonung der kapitaliſtiſchen Jnter
eſſen, auch mit einer gemiſchtwirtſchaftlichen Bewirtſchaftung und
ſogar mit der öffentlichen Kontrolle der nach ihrem eigenen Urtenl
cür die ſofortige Vergeſellſchaftung reifen Betriebe. Das klaſſen
bewußte Proletariat hat erkannt, daß ein Befreiungskampf nur
von ihm allein und nur mit einer proletariſchen Kampforganiſation
durchgeführt werden kann. Jm Räteſyſtem hat ſich die proletariiche
Revolution dieſe Kampforganiſation geſchaffen Sie faßt die Ar
deitermaſſen in ihren Betrieben zum revolutionären Handeln zu
ſammen. Sie ſchafft dem Proletariat das Recht der Selbſwerwal
tung in den Betrieben, in den Gemeinden und dem Staate. Sie
führt die Umwandlung der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung in
die ſozialiſtiſche durch. Allein durch die Diktatur des Proletariats
als Vertreter der großen Volksmehrheit kann der Sozialismus auf
Grund des Räteſyſtems verwirklicht werden. Jn allen kapita
liſtiſchen Ländern entwickelt ſich das Räteſyſtem aus den gleichen
wirtſchaftlichen Bedingungen und wird zum Träger der vrole
tariſchen Weltrevolntion. Die geſchichtliche Aufgabe der Uneb-
hängigen Sozialdemokratiſchen Partei iſt es, die Bannerträgerin
des klaſſenbewußten Proletariats in feinem revolutionären Be
freiungskampfe zu ſein. Die Unabhängige Sozialdemokratiſche
Partei ſtellt ſich auf den Boden des Räteſhſtems. Sie nuterſtützt
die Räte in ihrem Ringen um die wirtſchaftliche und politiſche
Macht. Sie erſtrebt die Diktatur des Proletariats als notwendige
Vordedingung für die Verwirklichung des Sozialismus. Erſt der
Sozialismus bringt die Beſeitigung jeder Klaſſenherrſchaft, die
Beieitigung jeder Diktatur, die wahre Demofkratie.

Um dieſes Ziel zu erreichen, bedient ſich die Unabhängige
Sozialdemokratiſche Partei aller politiſchen und wirtſchaftlichen
Kampfmittel, einſchließlich der Parlamente. Sie verwirft planloſe
Gervalttätigkeiten. Jhr Ziel ift nicht die Vernichtung von Perſonen,
ſondern die Beſeitigung des kapitaliſtiſchen Syſtems.

Die nächſten Forderungen der U. S. P. ſind
1. Einordnung des Räteſyſtems in die Verfaſſungen. Ent

ſcheidende Mitwirkung der Räte bei der Gefetgebung, in der
Staats und Gemeindeverwaltung und in den Betrieben.

2. Völlige Auflöſung des olten Heeres. Sofortige Auflöſung
des durch Freiwilligenkorvs gebildeten Söldnerheeres. Entwaffnung
des Bürgertums. Errichtung einer Volkewehr aus den Reihen
der revolutionären Arbeiterſchaft. Selbſtverwaltung der Volks
wehr und Wahl der Führer durch die Mannſchaften. Aufhebung
der Militärgerichtsbarkeit.

3. Die Vergeyellſchaftung der kapitaliſtiſchen Unternehmungen
hat ſofort zu beginnen. Sie iſt unverzüglich durchzuführen auf
den Gebieten des Bergbaues nnd der Energieerzeugung (Kohlen,
Kraft, Elektrizität), der konzentrierten Eiſen und Stadlproduktlon
ſowie anderer nduſtrien und des Bank undVerſicherungsweſens. Großgrundbefitz und große Forſten ſind ſofort
in geſellſchaftliches Eigentum zu überführen. Tie Geſellſchaft hat
die Aufgabe, die geſamten wirtſchaftlichen Betriebe durch Bereit
ſtellung aller techniſchen und wirtſchaftlichen Hilfsmittel ſowie
Förderung der Genoſſenſchaft zur höchſten Leiſtungsfähigkeit zu
bringen. Jn den Städten ſind das prwate Eigentum an Grund
und Boden in Gemeindeeigentum zu überführen und ausreichende
Wohnungen von der Gemeinde auf eigene Rechnung herzuſtellen.

4. Wahl der Behörden und Richter durch das Volk. Sofortige
Einſetzung eines Staatsgerichtshofes, der die Schuldigen am Welt
kriege zur Verantwortung zu ziehen hat.

5. Der während des Krieges geſchaffene Vermögenszuwachs iſt
voll wegzuſtenern. Von allen größeren Vermögen iſt ein Teil an
den Staat abzuführen. Jm übrigen ſind die öffentlichen Ausgaben
durch ſtufenweis ſteigende Einkommens, Vermögens und Erb
z erben der ſeien Ceſergedung, Schutz and za

Ansbau der ſozialen Gefetzgebung, Schutz und Fürſorge für
Mutter und Kind. Den Kriegerwitwen, Waiſen und Verletzten
iſt eine forgenfreie Exiſtenz ſicher ſuſtellen. Den Wohnungsbedürftigen
Du überflüſſige Räume der Beſitzenden zur Benutzung zu über

iſen.
7. Trennung von Staat und Kirche und Trennung von Kircheund Schule. Se eniliche Einheitsſchnle mit weltlichem Charakter,

die nach ſozialiſtiſchpädagogiſchen Grundſätzen auszugeſtalten iſt.
Bereithaltung der hierzu erforderlichen Mittel.

Einführung eines öffenttich-rechtlichen Monopols für Jnſerate
und Uebertragung an die Kommunalverbände.

9 Herſtellung freundſchaftlicher Beziehungen zu allen Nationen.
Sofortige Aufnahme der diplomatiſchen Beziehungen zur ruſſiſchen
Sowijetrepublik und zu Polen. Wiederherſtellung der Arbeiter
internationgle auf dem Boden der revolutionären ſozialiſtiſchen

litik im Geiſte der internationalen Konferenzen von Zimmerwald
und Kiental. Die Unabhängige ſozialiſtiſche Partei iſt der Ueber
zeugung, daß durch die Zuſammenfaſſung aller proletariſchen Kräfte,
die ſie erſtrebt, der vollſtändige und dauernde Sieg des Proletariats
geſichert wird. Das Bekenntnis in Wort und Tat zu den Forde
rungen und Grundſätzen dieſer Kundgebung iſt die notwendige
Aorausſetzung der Einigung der Arbeiterklaſſe.

Ueber die Debatten zur drogrammatiſchen Entſchließung liegen
nur andeutende Mitteilungen vor. Ueber das Ergebnis der Ab
ſtimmung war noch keine Klarheit zu erlangen.

Berlin, 7. März. Der Parteitag nahm heute die Vor
ſtandswahl vor. Durch einen Zwiſchenfall verzögerte ſich die
Vorſtandswahl bis 7 Uhr abends. Urſprünglich waren als Vor
ſiende mit gleichen Rechten gewählt Haaſe und Däumig.
Haaſe erklärte, daß er die Wahl nicht annehmen könne.
Er könne mit Däumig zuſammen nicht arbeiten, weil ihn von
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Danwig zu große ſachliche J gen ad r Außerdem

Vorbereitungen zu den Nationalverſamme ewahlen, er ndidat aufgeſtellt werden iollte, erkläanf eine Liſte mit Haaſe laſſe er ſich nicht aufſtellen. Wer an
Chm ſich nicht auf einer Liſte aufſtellen laſſe, mit dem könnte er
auch nicht zuſammen die Vorſtandegeſchäfte führen. Des Parteitags
bemächtigte ſich über die Ablehnung Haaſes große Erregung. Der
Varteitag mußte für eine Stunde vertagt werden, damit die Lands
mannſchaften zu dem Falle Stellung nehmen konnten. Während
der Pauſe traten die Landsmannſchaften zuſammen, und gaben
ſodann Erklärungen ab, aus denen hervorgeht, daß der Parteitag
durch tiefgehende Gegenſätze getrennt iſt. Schließlich nach
längerer Debatte erklärt Däumig, daß er auf die Wahl ver
zichte. Es wird nunmehr Haaſe- Berlin und Crispien-
Stuttgart aufgeſtellt. Bei dem neuen Wadigang erhält Cris
pien 138, Haaſe 107 Stimmen. Die Gewählten nehmen die Wahl
ay. Der Parteitag dauert fort.

Ueber die Vermögensabgabe
wollen bürgerliche Blätter erfahren haben Jn den nächſten Tagen
wird der Reichsfinanzminiſter der Nationalverſammlung eine Vor
lage über eine Vermögensabgabe einbringen. Soweit Vermögen
feindlicher oder neutraler Stagtsangehörigen in Deutſchland in
veſtiert iſt, wird es von dieſer Abgabe nicht detroffen. Man rechne

d 8 i r n Frirne r r ru ie Mindeſtgrenze, von der ab die Beſchlagnahmeerfolgt, wird auf 10000 Mark angegeben. berranay

Die preußiſche Landesverſammlung
wird nunmehr, wie ein Telegramm an die Abgeordneten beſagt,
auf Donnerstag, den 13. März, zuſammenderufen. Jhre Auf

iſt zunächſt die Bildung einer Regierung und die vorläufige
egelung des inneren preußiſchen Auſbaues.

Berlin.
„Standgericht! Wie die Militärgewalt mitteilen läßt, werden

die Angehörigen der VolksmarineDiviſion und der republi
kaniſchen Soldatenwehr, die mit der Waffe in der Hand von
den Regierungstruppen gefangengenommen wurden, vor ein
Kriegsgericht geſtellt werden.

Pfemfert. Auf Befehl der Regierung wurde geſtern mittag
der anarchiſtiſche Schriftſteller und Herausgeber der Aktion,

uz Vfemfert, in ſeiner Wohnung verhaftet. Er ſteht im
erdacht, den letzten Putſch mit vorbereitet und organiſiert zu

haben. In ſeiner Wohnung ſollen bolſchewiſtiſche Propaganda
ſchriften und belaſtendes Aktenmaterial aufgefunden ſein. (W. T.
B.) Pfemfert iſt nicht „Anarchiſt“, ſondern kommuniſtiſcher
Demokrat.

Bayern.
Einigungererſnche. München, 7. März. Jn der heutigen

Sitzung des Rätekongreſſes erſtatteten die Mitglieder der Kommi-
ſion, die mit den ſozialdemokratiſchen Landiagsabgeordneten in
Einigungsverhandlungen getreten waren, ihren Bericht zur Löſung
der politiſchen Kriſis. Man habe ſich dahin geeinigt, daß der
Landtag zu einer kurzen Tagung ſofort einderufen und ein ſozia
liſtiſches Miniſterium durch die beiden ſozialdemokratiſchen Parteien
mit Errichtung eines land und forſt wirtſchaftlichen Miniſteriums
und Beſetzung durch einen Bauernbündler gebildet wird. Außer
dem joll ein freiwilliges Volksheer aus gewerblich organiſierten
Arbeitern und ſofortige Ablöſung des ſtehenden Heeres geſchaffen
werden. Am Sonnabend wird der Kongreß in die Erörterung
des Kommiſſionsberichts eintreten.

Die Bergarbeiterſtreiks.
Der Streik im Nuhrgebiet. Efſen, 7. März. Jnsgeſamt be

läuft ſich die Zahl der Sireikenden bei der heutigen Frühſchicht
auf 13 600 Mann.
Der Streik in Oberſchleſien. Beuthen OS., 7. März. Der

Bergarveiterausſtand hat heute weitere Ausdehnung erfahren.
Jnsgeſamt ſtreiken 15 Gruben.

Blos. Stuttgart, 7. März. Jn der Landesverſammlung
iſt mit 100 von 129 abgegebenen Stimmen der bisherige Miniſter
präſident Blos zum Staatspräſidenten gewählt worden.

Dentſh Oeſterreich ein Teil Deutſchlands. Wien, 7. März.
Der Verfaſſungsausſchnß har einſtimmig die Regiernngsvorläge
angenommen, mit der die Erklärung Deutſch Oeſterreichs als
demokratiſche Republik und als VBeſtandteil der deutſchen
Republik ſeierlich bekräftigt wird.

Gegenfeitigkeit im Gemeindewahlrecht. Wien, 7. März. Der
Gemeinderat nahm eine neue Gemeindewahlordnung an, durch die
auch Angebörigen des Deutichen Reiches unter Vorausſetzung der
Gegenſeitigkeit das Gemeindewahlrecht eingeräumt wird.

Hunger-Rachitis. Wien, 7. März. Wie die Blätter melden,
z der vollſtändige Wangel an Eiern, Fleiſch, Wietl und die

nappheit an anderen Vebensmitteln eine neue epidemiſche Krank
it in Wien hervorgerufen, die man am beſten als Rachitis bei
rwachſenen bezeichnen könnte. Die Krankheit nimmt bisher

einen „gutartigen“ Verlanf.
Religionsfreie Schulen in Nugarn. Budapeſt, 6. Mäxz. Der

Unterrichtsminiſter erklärte, er deadſichtige, die Schulen zu ver
ſtaatlichen und keinen Religionsunterricht in der Schule erteilen

laſſen. Die diesbezüglichen Arbeiten ſeien im Gange, und die
ulreform könne nicht bis zur Nationalverſammlung verſchoben

werden.
Lnſtyoſt Frankfurt Verlin. Frankfurt a. M., 7. März.

Auf Veranlaſſung der Abteilung Luftpoſt des Frankfurter Ver
kehrsvereins wurde unter Mitwirkung bieſiger führender Kreiſe
aus Handel und Jnduſtrie eine Luftpoſt Frankfuri-Main Berlin
ins Leben gerufen. Die täglich zwiſchen Frankfurt a. M. und Berlin
veikehrende Luſtpoſt ſoll die Beförderung von Briefen, Wertbriefen
uſw. übernehmen. Die Flnugzeit beträgt eiwa vier Stunden. Mit
den Flügen ſoll in kürzeſter Zeit begonnen werden.

o

Für Abſchaffung der Dienſtpflicht.
London, 7. März. Unterhaus. Für das Kriegsminiſterium

brachte Gueſt die zweite Leſung der Militärgeſetzvorlage ein. Jm
Verlaufe der Diskuſſion üder die Vorlage erklärte Churchill, die
britiſche Militärbehörde kämpfe in Paris für die Abſchaffeing der
Dienſtpflicht in ganz Europa. Sie hätte zu allererſt die Abichaffung
der Dienſtpflicht in Deutſchland verlangt und ausführliche Vor-
ſchläge für das deutſche Freiwilligenheer vorgelegt. Er könne
nicht ſagen, welche Syſteme die verſchiedenen Länder annehmen
würden. Aber inzwiſchen gebe die britiſche Regierung ein Beiſpiel,
indem ſie für das Freiwilligen-Syſtem die Grundlagen lege. Die
Militärdienſtgeſetzvorlage wurde in zweiter Leſung mit 304 gegen
71 Stimmen angenommen. Dagegen ſtimmten die Arbeiterparteiler
und die unabhängigen Liberalen.
Engliſches h London, 7. März. Der Voran-ſchlag für die Flottenausgaben beträgt 149 20000 Pfund Sterling

rund drei Milliarden Mart) und ſieht ein Flottenperſonal von
280000 Mann vor.
Für Selbſtbeſtimmungsrecht Jrlands. Haag, 7. März. Einer
Meldung der Radio Agentur zufolge hat das amerikaniſche
Repräſentantenhausr mir 2i6 gegen 41 Stimmen einen An
trag zugunſten des Selsſtbeſtimmungsrechts Jrlands an
genommen.

Die Entente in Rußland.
Proteſt unſerer franzößechen Genoſſen

Paris, 6. März. Humähité ſchreibt, daß Kraft der Regierungs
Verfügungen die Vorbereitungen für ein miliräriſches Einneifen
in Rußziand weiter betrieben würden. Jn Cherdourg ſeien fran
zöſiſche Truppen eingeſchifft worden, im Jnnern des Landes

gekommen iſt ergibt, daß der Generalſtrerk keine drei,

Fronten man Mannſchaften für Rußland.S fragt, ob die ialiſten und Arbeiterorganiſationen
weiterhin gewillt ſeien, vor dieſen Tatſachen

Ohren zu ſchließen.

Die rote Sowjet-Armee.
Wie ein ruſſiſcher Funkſpruch meldet, wurden die Feſtlichkeiten

anläßlich der Wiederkehr des Gründungstages der roten Armee
durch eine feierliche Sitzung des Perersburger Sowjet im großen
Saale des Narodnyi Dom degangen. Die Sitzung wurde durch
eine Begrißungsrede Swerdlows eröffnet, in welcher er darauf
hindeutete, daß das ruſſiſche Volk in der Sache der Bildung der
roten Armee ſich als Lehrer der Weſtvölker erweiſe.

Die ruſſiſche Preſſe meldet aus Orenburg, daß der Führer der
w. folgenden Befehl erlaſſen hat: Die Truppen der

Baſchkiren treten auf die Seite der Sowjetregierung und
beginnen gemeinſam mit der roten Armee einen unbarmherzigen
r t den Feinden der Revolution und allen Jmperialiſten

r We

Halle und Saalkreis.
Halle. den 8. März 1919.

Regierungsſozialiſtiſche Erbärmlichkeit.
Der durch die chroniſche Papiernot bedingte Raummangel macht

es uns unmöglich, alle die gegen die ſtreikenden Arbeiter und die
treikleitung gerichteten niedrigen und gemeinen Anwürfe der

bürgerlich kapitaliſriſchen. Preſſe im einzelnen gebührend anzu
prangern. Wir nußten uns daher bisher auf ein ſummariſches
Verfahren beſchränken. Wenn wir, ſchon aus Reinlichkeitsgefühl,
nicht überhaupt darauf verzichteten, uns mit dieſen Unflätigkeiten
zu befaſſen, ſo nur deshalb, weil wir ſozuſagen auch eine gewiſſe
Chroniſtenpflicht zu erfüllen datten. Ein Kapitel für ſich aber in
den gewaltigen Klaſſenkämpfen der letzten Tage vildet die ſchmierige
und erbärmliche Rolle, die die ſogenannte „ſozialiſtiſche' Volks-
ſtumme hierbei geſpielt hat. J edlem Wetteifer mit der
bürgerlich kapitaliſtiſchen Vreſſe hat das ehrenwerte Scheide-
mannvapier an Entſtellung der Wahrbeit und an Ver-
unglimpfung und Schmähung der Streikleitung Leiſtungen
in den Schatten geſtellt. wie man ſie früher unten
der geſtürzten Hohenzollernherrſchaft von reaktionären Preſſe-
Reptilen wie der Krenzzeitung, Poſt, Deutſchen Tageszeitung uſw
ſtändig gewohnt war! Der Umſtand, daß die regierungsſoziali-
ſtiſchen Arbeiterverräter von der Streikwelle vollſtändig dei'eite-
geſchoben und kläglich an die Wand gedrückt wurden, hat ihner
völlig die Beſinnung geraubt und ſie um den letzten Reſt ſolge-
richtigen Denkens gebracht. Sie ſind in einen Zuſtand geiſtiger
und moraliſcher Zerrüttung geraten, in dem ſie nur noch wie
Beſeſſene zu toben, ſchreien und zu läſtern vermögen. Wenn man
bedentt, daß dieſe Leute ehemals auf den Namen von Sozial-
demokraten Anſpruch erhoben, und dann ihr ſämmerliches
Verhalten von hente betrachtet, ſo kann es einem zum Shprien
übel werden. Hättien ſich dieſe Leute auch nur ein Fünkchen
proletariſchen und revolntionären Denkens und Empfindens bewahrt,
ſo müßten ſie ſich vor ſich ſelber ſchämen. Aber bei ihnen iſt die
Scham ſchon längſt zu den Hunden geflohen.

Es galt in der ſozialiſtiſchen Arbeiterbewegung zu allen Zeiten
eines Sozialiſten für unwürdig, ſtreitenden Arbeitern in den
Rücken zu fallen, ſie als eine „verführte Herde“, als einen ge-
dankenl(oſen Haufen hinzuſtellen, der ſich von „unverantwortlichen
Fuührern“ blind und taub in den Streik „hetzen“ läßt. Tieſe
Methoden überließ ein Sozialdemokrat früher (und überläßt ſie
noch heute) neidlos der reaktionären Preſſe. Heute haben
wir es ſo herrlich weit gebracht“, daß ſich „ſozialdemokratiſch“
nenneude Blätter dieſe reaktionären Methoden bedenkenlos zu
eigen gemacht haben.

Die Volksſtimme hat in dieſem Punkte Leiſtungen vollbracht,
darob die Halleſche Zeitung vor Neid ervblaſſen könnte.
Vom erſten Tage an war der Streik für ſie nichts anderes als
eine „Mache der unabhängigen Führer“. Und in ihren beiden
letzten Nummern dreht ſie dieſe alte abgeleierte Walze unbeküm-
mert weiter. So heißt es in einem Die Täuſchung der
Unwiſſenden anumaßend überſchriebenen Leitartikel u. a.
wieder, daß „eifrige Schieber“ den Generalſtreik „gemacht“ hätten,
„daß es kein wirtſchaftlicher, ſondern ein Streik mit politiſchen
Zielen“ war und daß er nur

„ſpvortakiſtiſche oder kommuniſtiſche, wie man nun
ſagen will, Ziele hatte. Um dieſer Ziele willen winde
die Arbeiterſchaft mobiliſiert und gewiſſenlos auf die Jn-
ſzenierung des volitiſchen Mafſenſtreiks hingearbeitet.
„Die Maſſen“ ſind natürlich „getäuſcht“, ihnen iſt „Sand in

die Augen geſtreut“ worden. „Nauürlich“ weiß die Volksſtimme:
„daß die ſchon wochenlang

vorher betriebenen Täuſchungsmanöver bis zum Aus-
bruch und während des Streiks fortgeſetzt wurden, um die
Maſſen bei der Stange zu halten und auch dazu war den
Herren jedes Mittel recht und keine Gelegenbeit wurde verpaßt,
mit bewußten Unwahrheiten eine Stimmung zu ſchaffen, die
an den vermeintlichen vollen Sieg einer angeblich guten Sache
glauben ließ“.

Soviel Behanvtungen, ſoviel Fälſchungen und Lügen!
Das Schwindelpapier widerlege die folgenden Tatſachen, wenn
es fann: Jn der Bergarbeiterkonferenz, die am 23. Fe
bruar im Volkspark einmütig den Generalſtreik beſchloß, war
die bürgerlich regierungsſozialiſtiſche Preſſe durch einen Vericht-
erſtatter überhaupt nicht vertreten. Auch die Volksſtimme konnte
infolgedeſſen über den Verlauf und das Ergebnis der Verhand
lungen gar nicht aus eigener Anſchauung unterrichtet ſein. Unſere
Genoſſen Albrecht und Kilian haben ſich einer Stellungnahme
zum Streik durchaus enthalten, und nur die Konferenz begrüßt,
der eine als Vorſitzender des Sozialdemokratiſchen Vereins Halle-
Saalkreis, der andere als Vorſitzender des Abeiterrates. Jn
der lebhaft geführten Ausſprache haben ſich die etwa 15 Delegierten
(und das waren alles Bergarbeiter!), die das Wort nahmen,
mit Ausnahme eines einzigen, ſämtlich klar und entſchieden für
die ſofortige Erklärung des Generalſtreiks aus-
geſprochen. Und zwar war die Stimmung namentlich deshalb
äußerſt erregt, weil die Regierung bislang die Bergarbeiter nur
mit Verſprechungen hingehalten und in der Sozialiſiernnasfrage
(trotz dem Beſchluſſe des Kongreſſes der A. und S.-Räte!) tat-
ſächlich ernſthaftes noch nicht unternommen hat! Jm Mittelpunkte
der geſtellten Forderungen ſtand Anerkennung der BVe-
triebsräte durch die Regierung und ihre ſofortige Ein-
führung. Sämtliche vorliegenden Entſchließungen wurden von
der Konferenz einſtimmig angenommen, einſtimmig ward
ferner der Generalſtreiksheſchluß gefaßt.

Alſo alles was die Volfsſtimme über „Mache“ des Streike
durch die „unabhängigen und ſpartakiſtiſchen Führer“ und über
die „Terroriſierung“ der Arbeiter ſchreibt, iſt nichts als elender
Schwindel!Doch ſehen wir die Sache noch von einer anderen Seite: Jn
dieſem Streik ging es um rein idegale Forderungen. Strei
unterſtützung gab es von vornherein nicht; es war alſo nichtig
dabei zu verdienen Ein wenig logiſches Denken ſchon (da-
allerdings den Biedermännern der Voſksſtimme reſtlos abhanden

eſchweige
denn elf Tage gedauert haben würde, wenn er nicht von dem ein-
mütigen Willen der großen Maſſe der Streikenden getragen
worden wäre. Freilich, Leute, die einen Generalſtreik zum Rechen-
exemipel machen und eine Revolntion mit einem altjungſerlichen
Kaffeekränzchen verwechſeln, vermögen für ſolchen Jdealiemus
keinerlei Verſiändmé anfzudringen! Dieſe Kleingeiſter betrachten
eben alles Geſchehen unr von ihrem elenden Krämerſtand-
punkte ans, und was ſich dier nicht unterordnen läßt. das laſſen
ſie nicht gelten.

Die Metallarbeiter und die Dolzar beiter wollten geſtern noch
den Streik weiterſühren, weil ihnen die ſtändniſſe
nicht weit genug gingen. a Scheidemonnpapier aver lkügt
weiter eiſenjlirnig: Die Arberller ſind von den „(Ver, Führern

ugen und
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mit Gewalt in den Streik getrieben worden. Nun, da der
Generalſtreik einen großen Erſolg für die Arbeiter aufzuweiſen
hat, und den betrübten regierungsſozialiſtiſchen Lohgerbern die Felle
davon geſchwommen ſind, erdreiſten ſie ſich zu behaupten
das, was ſich die Arbeiter mit der Waſſe des Streiks erkämpft
haben, hätte ihnen die Noske Regierung auch „freiwillig“ zuge-
ſtanden. Der ganze Streik ſei „nicht nötig“ geweſen, und
Arbeiter hätten nichts als „Schaden“ davon gehabt. Welch eine
jämmerliche Krähwinkelei. Eine Auffaſſung, die ungefähr auf der
ſelben geiſtigen Höhe ſteht wie der Satz „Die Armut kommt von
der Paupertät“, oder die Aeußerung des Zentrumsabgeordnete-
Gröber in der Nationalverſammlung. Die ganze Revolutio-
war unnötig“. Dieſe armſeligen Schächer haben ſelbſt das
ſozialdemokratiſche A-BC wieder verlernt. Jhnen iſt die Binſen-
wahrheit „Nur im Kampfe erwirbſt du dein Recht!“ ein un-
verſtandener, fremder Begriff geworden. Sie haben nie etwas
davon gehört, daß ſelbſt ein Goethe geſtehen mußte „Auch war
ich vollkommen überzeugt, daß irgend eine große Aievolution nie
Schuld des Volkes iſt, ſondern der Regierung

Doch genug! Die aufgekläcten und denkenden Arbeiter
wiſſen ja ohnehin wie tief dieſe regierungs ſozialiſtiſchen Philiſter-
ſeelen geſunken ſind, und wie ſie dieſe Schänder des wahren
Sozialismus einzuſchätzen haben! Jn ihrer Tonnerstagnummer
kramt die Volksſtimme AſKeweisheit aus von „Feinden“, die man
haßt und von ſolchen, die man verachten muß. Worauf zu er-
widern iſt, daß ſich jeder wirklich ſozialiſtiſch denkende und
fühlende Arbeiter, der noch etwas auf Klaſſen würde hält, ſchon
längſt darüber tlar iſt, in welche Kategorie er die verächtliche
regierungsſozialiſtiſche Erbärulichkeit vom Crade der Vo. taſie
einzureihen hat!

Die neue Sicherheitswehr des Bürgerkums.
Einer Zuſchriſt des Freiwill. Londesſäherkorps über Milie

täriſche Organiſationen in Halle a. S. entnehmen wir:
J. BeſoldeterSicherheitsformationen. Das bisherige

„Sicherheitsregiment“ wird durch die 8. Juf.-Tiw. aufgeröſt. An
ſeiner Stelle wird ein „Wachtregiment Halle a. S.“ durch das
Garn.-Kdo. (8. Jnf.-Div. aufgeſtellt. Die Abteilungen ſetzten ſich zu
ſammen aus aktiven Offizieren und Unteroffizieren, ſowte zuver-
läſſigen gedienten Freiwilligen der beiden Negimenter und frei-
willig ſich meldenden, unbeſcholtenen Angehörigen der Stadt
Halle a. S., die mindeſtens Jahr im Felde waren. Die Frei-
willigen werden vom Tage des Dienſtantritts zunächſt auf vier
Wochen oerpflichtet, ſodann ſteht 14 ägiges Kündiqungsrecht beiden
Teilen zu. Alle Angehörigen des Wachtregiments werden auf
folgende Formel duſch Hand ſchlag und Unterſchrift vervpflichtet:
„Jch verpflichte mich, der Reichswehr nach deſtem Wiſſen und
Gewiſſen als Soldat zu dienen. Jch trete ein für die Durch
führung der von der Nationalverſammlung beſchloſſenen Geſetze“.

II. Beſioldete Freiwilligen-Formationen. Aus ge-
dienten Soldaten Offizieren Unteroffizieren und Mannſchaften
wird ein „Freikorps Halle“ gebildet. Mit der Aufſtellung iſt vor
länfig der Stab der 1. Landesjägerbrigade beanftragt. Das Frei-
korps Halle ſoll ſich in erſter Linie aus Angehörigen des Ve-
urlanbtenſtandes zuſammenſetzen. Ein Teil der ſich Meldenden
wird ſofort eingekleidet und in Hunderiſchaften zuſammengeſtellt.
Ein weiterer Teil, über den Liſten geführt werden, wird erſt bei
Bedarf einberufen. Auch die zur Zeit Einberufenen können wieder
entlaſſen werden. wenn keine Aufgaben mehr für das Freikorps
beſtehen oder die Freiwilligen den Wunſch äußern. Für den letzteren
Fall gilt dreitägige gegen'eitige Kündigung. Die Angehörigen desFreitorps Halle erhalten Löhnung des Dienſtgrades ſowie 5 Mark
Zuiage und freie Verpflegung.

III. Unveſoldete Städt. „Schutzwehr“. Aufgabe: Schutz
des vrivaten und ſtaatlichen Eigentums. Jn die ſtädt. Schutzwehr
kann jeder Einwohner von Halle eintreten. Diejenigen, welche
ſich zum Eintritt bereit erklären, werden liſtlich geführt. Ein Teil
wird ſofort verwendet, der Reſt je nach Notwendigkeit zum Dienſt
aufgefordert. Nach dem Abrücken des Landesiägerkorps übernimmt
das Wachtregiment Halle die Aufgaben des Landesjägerkorps, ſo-
daß die ſtädt. Schutzwehr dann in derſelben Weiſe mit dem Wacht-
regiment zuſammen arbeitet, wie für das Landesjägerkorps vor-
geiehen. Abzeichen: Weitze Binde am linken Oberarm mit dem
Abteilungsſtempel (ſpäter Stempel des Wachtregiments). Gez.
Maercker. F. d. R.: Nagel, Hauptmann des Gen. Stab.

Bürgerſtreik und Arbeiterrat.
Jn feiner am Donnerstag abgehaltenen Sitzung beſchäftigte ſich

der Große Arbeiterrat u. a. auch mit dem vom ſogenannten Bürger
ausſchuß leichtfertig angezeltelten Gegenſtreil des Bürger
tums. Genoſſe Albrecht wies nach, daß die bürgerliche und re
gierungsſozioliſtiſche Hetzvreſſe in Halle über den Streik und ſeine
Urſache eine ganze Reihe von Unrichtigkeiten und direkten Unwahr-
heiten, ſowie Verleumdungen verbreitet. die entſchieden zurückgewieſen
werden nüßten. Der Streik ſei nicht das Werk einzelner „Führer“,
ſondern er ſei ſpontan ans der Maſſe der Bergarbeiterſchaft ge-
kommen. Die Unabhängige Partei als ſolche, habe mit dem
Kampfe nicht das Geringzſte zu tun gehabt. Der in der
Tat von einer Handvoll Leute in geradezu frivoler Weiſe und
unter Anwendung von Gewalt in Szene geſetzte

Gegeuſtreik er Vörger und Beamten
habe ſich einzig und ollein gegen die verhaßte Unobhängige Sozial
demokratiſche Partei gerichtet, obwohl die bekannten wirtſchaftlichen
Forderungen ausſchließlich von den Bergarbeitern aufgeſtellt
wurden. Redner verbreitete ſich über die Wirkungen des Beamten-
ſtreiks und dveſprach in ausführlicher Weiſe die Bemühnngen, die
ſeinerſeits unternommen worden waxen, um den Kranken ihr
Krankengeld, den Kriegsbeſchädigten, Kriegswitwen und -Waiſen
ihre Unterſtützungen zu fichern. Große Schwierigkeiten habe auch
die Wiedereröffnung des Stadternährungsamtes gemacht. Das

weibliche Perſonal ſei von verſchiedenen Beamten zum Streit
gezwungen worden. Der Arbeiterrat habe ſeine Pflicht voll
erfüllt, um die Ernährnngsfrage zu regeln und zu verhindern, daß
die durch den Bürgerſtreik hervorgerufene Erbitterung noch ge-
ſteigert wurde and zum Ausbinch von Unruhen führte. Alles,
was nan uns etzt nachrede, ſei Verleumdung, die mit aller Ent
ſchiedenheit zurückgewieſen werden müſſe.

Jn der Ausſprache demerkte A. N. John, daß eine ordnungs
mäßtzige Uebernahme der Markenbeſtände durch den Streik der Be
amten nicht ſtattgefunden habe. Schon da habe ein Fehlen von
Marken feſtgeſtellt werden müſſen. A. Koch veſprach in aus
führlicher Weiſe die Tätigkeit des Ernährungsausſchuſſes
während der kritiſchen Zeit des Beamtenſtreiks. Die Organiſation
des Ernährungsweſens in Halle ſei eine ſo komplizierte, daß es
eine ichwierige Arbeit war, ſich da ohne iede Vorkenntnis zurecht-
zufinden. Der Rebeiterrat habe ſich redlich bemüht, die Verteilung
der knappen Lebensmittelbeſtände in gerechter Weiſe vorzunehmen.
Umſonſt habe man ſich bemüht, mit dem bürgerlichen Altionsaus-
ſchuß eine Verſtändigung wenigſtens über die Ausgabe der Brot
marken zu erzielen. Lediglich im Jntereſſe des Allgemeinwohls
und um die in degreifliche Erregung geratene Bevölkerung zu be-
vruhigen and vor dem Verhungern zu bewaohren, habe man die be
kannten Maßnahmen ergriffen. Vier Jahre hobe man dem Volke
mmer weiszumachen »eriucht, daß England uns aushungern wolle.

Hier habe aver eine Handvoll Beamter in weit ſchlimmerer Weiſe
die Bürger der Stadt dem Hunger äberliefern wollen. (Lebhafte
Entrüſtungsrufe.) Der Arbveiterrat ſei mit der vemnlichſten Sorg-
falt verfahren, und es ſei ganz und gar nicht am Platze, jetzt mehr
oder weniger verblümt ausgeſprochene Verdächtigungen zu ver
biriten. Dieielbe Anſicht vertreten auch die Genoſſen Werner
und Hinze. A. R. Bartels veriuchte nachzuweifen, daß es ſich
tauptſächtich darum gehandelt have, den Streik auf politiſches Ge-
viet hinüberzuieiten. Es mußte ſich ſagen laſſen, daß zur Zeit
lediglich die Ernährnngsfragen zur Erörterung ſtehen, ferner, daß
das Halliſche Bürgertum keinen Anlaß zu ſeinen die Gemüter
maßlos erregenden Gegenſtreitk hatte, da der Streik von den Verg-
arbeitern des ganzen mitteldentſchen Bergreviers geführt wurde.

Genoſſe Schimpf proteſtierte mit aller Entſchiedenbeit gegen
die cenz gemeine Nerienmdneg. der Aktionsausſchuß habe die
Stadt Kade durch Caelung des Caenbahuvertehrs von der
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Nur dem Bürger und Beamtenſtreit ſei es zuzuſchreiben, wenn
jetzt Mangel an Lebensmitteln herrſche.

Genoſſe Oſterburg führte aus, daß man mit den exzielten
Erfolgen wohl zufrieden ſein könne. Nicht billigen dürfe man
die Bewaffnung des Bürgertums. Ob dieſe neue Organiſation
Bürger oder Schutzwehr heiße, ſei ganz gleich; ſie dürfe nicht ein

t i Händen r Bürgertumsp. Die Arbeiterſchaft müſſe ſich darin notwendigen Einfluß
ichern.
Genoſſe Albrecht wandte ſich mit Schärfe gegen die törichte
andlungsweiſe der Polizeibeamten, die durch ihren ſinnloſen

Streik die Hauptſchuld an den vorgekommenen Plünderungen träfe.
Zum mindeſten hätten ſie ſich ſofort nach dem Eintreffen der
Regierungstruppen auf ihre Dienſtſtellen begeben müſſen. Wir
benötigen die Regierungstruppen hier überhaupt nicht. Die
Arbeiterſchaft ſei gern erbötig, den Schutz der Stadt zu über-
e und zwar ohne Waffen, da würde die Schießerei ſofort
aufhören.

Maßregelungen auf der Eiſenbahn.
Die Eiſenbahnarbeiter und Bedienſteten haben ſich am Sonn

abend wieder zum Antritt der Arbeit gemeldet. ie uns mit
geteilt wird, ſcheint man bei der Eiſenbahnverwaltung dazu über
zugehen, mebrere der am Streik deteiligt Geweſenen nicht wieder
an ihre frühere Stelle zu ſetzen oder ſie überhaupt nicht wieder
einzuſtellen. Die Direktion läßt ſich dahin aus, daß ſie auf Ver
langen des Beamtonrates handle. Jn dieſer Sache iſt
an das Reichseiſenbahnminiſterium beſchwerdeführend herange-
treten worden. Dieſes wird Sorge tragen, daß die Gemaß-
regelten zu ihrem Rechte kommen. Die Regierung hat ſich
bekanntlich bei den Weimarer Verhandlungen gegen alle Maß-
regelungen erklärt.

Vertrauenslente der Brotmarkenſtellen.

Die vom Aktions- Ausſchuß beſtimmten Vertrauensleute der
Brotmarkenſtellen werden hierdurch dringend erſucht, die Ueber
nahme- und Uebergabeaufſtellungen der Markenbeſtände der
einzelnen Ausgabeſtellen bis Montag, den 10. März, im Bureau
des Arbeiterrates, Schmeerſtraße, abzuliefern.

Arbeiterrat Halle.

Plünderung und Wucher.
Wir erhalten folgende Zuſchrift
Sehr geehrte Redaktion Sie haben in einer hrer letzten Aus

gaben in ſchärfſter Weife gegen die Plünderungen Stellung ge-
nommen. Das hatte ich erwartet. Denn eine andere Stellung-
nahme hrer Partei muß ich woh! für ausgeſchloſſen halten. Jchgehöre hrer Partei nicht an, trat hr aber infolge des ſchrecklichen

Krieges geiſtig näher, d. h. ich las hr Volksblatt. Als kleiner Ge
ſchäftsmann hatte ich Einblick in die unſagbar ſcheußlichen Zu-

de auf dem Gebiete des Warenwuchers, beſonders
aber der Schiebungen mit Bedarfsartikeln für die Heeresver-
waltung. Was ich da an gemeingefährlichem Treiben erlebte, er
füllte mich mit Grauſen. Am meiſten empörte mich, daß weite

ſtän

Kreiſe der Geſchäftswelt die Ausbeutung der Not des Vaterlandes
als ſelbitverſtändlich betrachteten. Man ſagte ſich, um ſein Ge-
wiſſen zu beruhigen, der Handel braucht friſches Kapital, der
Handel muß Vorſorge für die Zukunft treffen uſw. Wenn ich mal
Einwendungen machte, und die gemeine Wucherei als Peſt be
zeichnete, ſo lachte man über meine „krauſen Jdeen.“ Nun ſehe
ich, daß dieſelben Zeitungen, die im Kriege wenig gegen den Wucher
fhrieben, alle über die Plündernngen ganz beſonders empört ſind.
Da wäre es doch an Jhnen, in ver Oeffentlichkeit einmal ausein-
anderzuſetzen, daß zwiſchen Plünderern und Wucherern kein Unter-
ſchied vorhanden iſt. Ja man müßte eigentlich den Wucherer
noch als den gemeineren und gefährlicheren betrachten. Denn
was machte er? Er raubt doch den anderen und dem
ganzen Volke das Geld. Freilich geſchieht das nicht mit
Gewalt im körperlichen Sinne, ſondern unter „moraliſchem“
Zwange. Lebens- und Bedarfsmittel braucht jeder Menſch.
Und wer mit ihnen Wucher treibt, plündert ſeine Mitmenſchen.
Der Plünderer auf der Straße iſt eigentlich noch mutiger, denn
er ſetzt ſich mit ſeinem Leben für ſein Geſchäft ein. Der Wucherer
hingegen braucht nichts zu fürchten. Er erhöht nur ſeine Preiſe
und die Plünderung iſt gefahrlos vollzogen. Er genießt für ſeine
Plünderung noch den geſetzlichen Schutz. Jch könnte Jhnen
Dutzende von Fällen unerlaudten Wuchers nennen, die ich als
Geſchäftsmann erfuhr. Ein Berannter kaufte Ruckfäcke auf, hielt
fie ein halbes Jahr zurück, ließ ſie dann durch Mittelsmänner der
Heeresverwaltung anbieten und „verdiente“ dabei 125 000 Mark.
Ein anderer „machte“ durch einfache Riemen ein Geſchäft von
80000 Mark uſw. Vielleicht fragen Sie einmal die Oeffentlich-
keit, ob das keine Plünderung des Vaterlandes war. Meines Er
achtens iſt auch der ein Plünderer des Volksgutes, der Wucher-
preiſe für ſeine Waren nimmt. Der Straßenplünderer plündert
doch nur die Beſitenden, der Wucherer aber plündert auch die
Armen und Hungernden. Mir ſcheint, Jhre Parte: müßte in
dieſer Frage etwas mehr geiſtige Aufklärung bringen wenigſtens
ſind das ſo meine „krauſen Jdeeu“. Hochachtungsvoll (folgt Name).

Ausgabe von Lebensmitteln.
Verkanf von Pudding- und Backpulver in der Talamtſchule,

am Montag, den 10. März. Zugelaſſen zum Einkauf werden die
Jnhader der Nummern der Lebensmittelſcheine 16 001 22 000
vorm, von 8--12 Uhr und die Jnhaber der Nummern 22 001! bis
28 000 nachm. von 2--5 Uhr. Für jede Perſon eines Haushaltes
kann 1 Paket Puddingpulver zum Preiſe von 40 Pfg. und 1 Paket
Backpulver zum Preiſe von 10 Pfg. abgegeben werden.

55 Gramm Margariune. Für die beiden Wochen vom 3.--16.
März werden für jede Perſon eines Haushalts 55 Gramm Marga-
rine zur Verteilung kommen. Die Abgabe erfolgt auf die Ab
ſchnitte 10 und 11 der Fettkarte in den Geſchäften, in denen die
Käufer zur Butterkundenliſte angemeldet ſind. Der Preis für
55 Gramm Margarine beträgt 23 Pfg. Der Verkauf erfolgt vom
Piontag, den 10. März, an.

3 Pfund Kartoffeln. Jn der Woche vom 10. bis 16. März
können auf die Marke 37 der neuen braunen Kartoffelkarte 3 Pfund
Kartoffeln gekauft werden. Zur Verteilung gelangen außerdem
noch für jede Perſon des Haushalts: Pfund Grieß und

Pfund Sirup. Der Verkauf wird noch näher geregelt.
Der Magiſtrat.

Der Tagesdericht General Maerckers, der am Freitag den
Preſſevertretern mitgeteilt wurde, behandelt in der Hanptſache die
bereits bekannten Verhandlungen mit der Streikleitung. Die ſo
fortige Aufhebung des Belagerungszuſtandes ſei nicht angängig,
da in der vergangenen Nacht wieder 34 Plünderer gefaßt worden
wären, wovon einer, Otto Rothenhain, erſchoſſen worden ſei. Es
befände ſich noch eine Menge Waffen in den Händen Unbefugter;
er könne die einzelnen Paragraphen der Reichsverfaſſung nur in
ſoweit wieder in Kraft ſetzen ſoweit ihm ſein militäriſches Ge
wiſſen dies geſtatte. Die Verſammlungsfreiheit ſei nach dem alten
Vereinsgeſetz wieder gewährleiftet, doch könnten Verſammlungen
unter freiem Himmel vorläufig nicht geſtattet werden. Um den
Arbeitern die Möglichkeit zu geben, noch vor 6 Uhr früh zu ihrer
Arbeitsſtelle zu gehen, ſei angeordnet, daß eine vom Unternehmer
ausgeſtellte Beſcheinigung als Ausweis genüge. Kleine Trupps
von Arbeitern würden nicht als „Zuſammenrottungen“ angeſehen.
Jn überaus heftiger Weiſe wandte ſich der General gegen das
aufgelöſte alte Sicherheitsregiment: das ſeien nicht Organe der
Sicherheit, ſondern der Unſicherheit, eine Verbrecherbande
allererſten Ranges geweſen. Jedesmnal, wenn 200 Mannſich zu dem neuen Wachtregiment gemeldet hätten, würde eine

Kompagnie der Landesjäger abrücken. Man kann ſich alſo einen
kleinen Begriff von der dorausſichtlichen Stärke des zukünſtigen

r r r d
Wachtregiments machen. Eine Abteſknng ſolle ſokange
bis ſämtliche Waffen adgeliefert ſeien. Genoſſe len ſolle ſo raſch gls
möglich aus der Schutzhaft entlaſſen werden. Von heute ad ſeien auch
die Reiſebeſchränkungen aufgehoben. Das Landjägertorps hat während
ſeiner Anweſenheit in Halle bisher ſieben Todesopfer zu verzeichnen,
deren Beerdigung auf Koſten der Stadt geſtern geſchehen iſt.

n der heute morgen abgehaltenen Konferenz
daß General Maercker es abgelehnt habe, dem Erſuchen der Metall
arbeiter auf völlige Beſeitigung des Ausnahmezuſtandes zu ent
ſprechen. Der Schutz der Arbeitswilligen ſei durch die Land
jäger wohl gewährleiſtet, doch nur inſoweit, als die Unter
nehmer arbeiten laſſen wollen. Die Streikleitung der
arbeiter hatte nämlich mitgeteilt, daß die Arbeit jedenfalls
nicht aufgenommen werden könne, da die Beamten weiter
ſtreikten. Aus einem Hauſe am Stadttheater ſoll geſtern
abend auf einen Poſten eine Handgranate geworfen worden ſein,
was eine lebhafte Schießerei zur Folge hatte. Eine ſofort vor
genommene Nachſuche war erfolglos. Weiter wurde mitgeteilt,

ß in einer verſchloſſen gehaltenen Dachkammer des Volks
parkes 33 Karabiner, einige Seitengewehre und Spaten
bei einer gründlichen Durchſuchung vorgefunden worden ſeien.
Der Geſchäftsſführer, unſer Genoſſe Koch, ſei feſtgenommen worden
und befindet ſich noch in Haft. Schließlich wurde der Jnhalt eines
Schreibens bekanntgegeben, wie ſie z in großer Anzahl beim
Zandjägerkorps einliefen. Danach ſollen die Becgarbeiter aus
einem bei Benndorf belegenen m bewaffnet werden zu
einer beſtimmten Zeit ſolle „es losgehen“. Die Merſeburger
Kaſerne und das Gefangenenlager ſäßen voller Spartakiſten.
Schließlich iſt noch die Mitteilung von Jntereſſe, daß das neu
gebildete Freikorps Halle bereits verwendet würde.

Die Stadtverordnetenwahlen.
Das amtliche Ergebnis in Halle.

Der Wahlausſchuß hat Sonnabend vormittag das Ergebnis der
Stadtverordnetenwahlen amtlich feſtgeſtellt. Danach ſind Stimmen
abgegeben worden insgeſamt: 79 764. Davon waren ungültig 86.
Gültige Stimmen wurden gezählt 79 678. Erhalten haben Stim
men: Die Liſte Hennig (U. S. P.) 33 552, die Liſte Kühme
(Deutſch-Nationale) 9504, die Liſte Ritter (Deutſch-Demokraten)
23566, die Liſte Finger Deutſche Volksp.) 2114, die Liſte
Splett (Zentrum) 1601, die Liſte Wolf (Parteiloſe) 1242. Auf
ſämtliche bürgerliche Liſten ſind 38027 Stimmen entfallen.
Die Liſte Kleeis (Reg.-Soz.) hat erhalten 8099 Stimmen.

Die Mandate verteilen ſich wie folgt: auf die Liſte Hennig
28, auf die geſamten bürgerlichen Liſten 32, auf die Liſte
Lleeis 6; auf die einzelnen Parteien: die Liſte Kühme 8,
die Liſte Ritter 21, die Liſte Finger 1, Liſte Splett 1 und
die Liſte Wolf 1. Die übriggebliebenen Schlußziffern (Reſt)
betragen bei der Liſte Hennig 1198, bei den bürgerlichen Liſten
1188, bei der Liſte Kleeis 1349. Von den Wahlbezirken 22 und
23 lag kein Ergebnis vor. Jm 22. Bezirk kam überhaupt keine
Wahl zuſtande, und im 23. Wahlbezirk wurde die Wahl um 1 Uhr
36 Minuten nachmittags abgebrochen.

Die Regierungsſozialiſten verkünden ſtolz, daß ſie beim Miniſter

Hirſch die Verhinderung der Wahlen telegraphiſch gefordert
hatten. Hirſch habe zugeſagt die Antwort ſei aber erſt jetzt
eingetroffen. Das iſt bitter. Jetzt hoffen die Regierungsſozialiſten
auf „ſchleunige Neuwahl.“ Damit wird es gute Weile haben.
Aber ſelbſt bei einer Neuwahl hätten die Regiernngsſozialiſten auf
nicht mehr als ſechs Mandate zu rechnen, denn die Zahl entſpricht
ſicherlich genau ihrer Stärke. Jm übrigen hat nun Halle

eine ſozialdemokratiſche Stadtderordnetenmehrheit,
ſofern die Regierungsſozialiſten eine ſozialdemokratiſche Taktik ein
zuſchlagen gewillt ſind. 28 Unabhängige und 6 Regierungsſozia-
liſten geben 24 Mandate. Jhnen ſtehen nur 32 Vertreter des
Bürgertums gegenüber. Wir werden nächſtens die Bedeutung
dieſer Tatſache ausführlich darlegen.

h n
25 DTote und über 100 Verletzte! Nach den bisherigen Feſt

ſtellungen betragen die Verluſte unter der Zivilbevöl-
kerung bei den letzten Unruhen 25 Tote und über 100
Verletzte.

Die Leiche des Oberſtleutnants d. Klüber iſt geſtern, Frei
tag, morgens gegen 7 Uhr, vom Strommeiſter Roehr, 100 Meter
unterhalb der Varbaroſſäbrücke, geborgen worden. Die an der
Leiche feſtgeſtellten Verletzungen beweiſen, daß der Ermordete mit
aller nur erdenklichen Roheit mißhandelt worden iſt. So ſind
hm u. a. die Hände zertreten und zerſchlagen worden.

Der Reiſeverkehr wird in den nächſten Tagen wieder auf
genommen. Das Paſſieren der militäriſchen Sperre auf den Bahn-
höfen iſt geſtattet: a) den Jnhabern von Arbeiter und Zeitkarten,
die zur Benutzung der Eiſenbahn Gültigkeit haben b) beim Vor-
zeigen von glaubwürdigen Unterlagen, wie ſie bei Löſung von
Fahrkarten den Schalterbeamten vorgezeigt werden müſſen. Als
ſolche gelten Beſcheinigungen von Behörden zu Dienſt- und Be
rufsreiſen, Vorladungen, Arbeitsbeſcheinigungen, Gewerbeſcheine,
Jnvaliditätskarten, Altersverſicherungsbeſcheinigungen, ärztlicheBeſcheinigungen, Telegramme und Briefe. Jm Zweifelsfall kann
der dienſthabende Offizier amtliche Beſcheinigungen jederzeit fordern.

Die Wiederinbetriebnahme des ſtädtiſchen Gaswerks muß,
wie die Verwaltung mitteilt, leider noch einige Tage hinausge-
ſchoben werden. Der verhältnismäßig geringe Kohlenvorrat des
Gaswerks geſtattet die Jnbetriebnahme erſt dann, wenn neue
Kohlenſendungen in ſicherer Ausſicht ſtehen andernfalls würde
die Gefahr einer nochmaligen Stillegung heraufbeſchworen werden.
Wegen der damit verbundenen Gefahreu muß das jedoch vermieden
werben.

Petrolenm für Haushaltungen, denen für März Liter für
die Haushaltung zugewieſen werden ſollte, kann bis auf weiteres
nicht zur Ausgabe gelangen, da infolge des Streiks die regelmäßige
Zufuhr des Petroleums unmöglich war. Sobald wieder genügende
Mengen eintreffen, erhalten die Haushaltungen das für ſie be-
ſtimmte Oel. Ab Montag, den 10. März, kommt daher nur das
Zuſatzpetroleum für Gewerbetreibende uſw. zur Ausgabe.

Ansbildung von jungen Mädchen in der Kinderpflege. Jm
Kinderheim des Bundes für Volkskraft beginnt am 1. April ein
neuer Kurſus. Die Bedingungen ſind auf der Geſchäftsſtelle des
Bundes, Magdeburgerſtraße 21, zu erfahren. Ebenda können
Familien ausgebildete Kindermädchen nachgewieſen erhalten.

Verband der Maſchiniſten und Heizer. Wir ſtellen unſeren
Kollegen anheim, Montag, den 10. März, die Arbeit wieder auf
zunehmen, nachdem der Aktionsausſchuß ſo beſchloſſen hat.

Die Ortsverwaltung.
Die Metallarbeiter hielten heute vormittag im Volkspark eine

Verſammlung ab, in der ſie zur Beendigung des Streiks Stellung
nahmen. Jn der lebhaften Ausſprache wurde die vollſtändige Auf
hebung des Belagerungszuſtandes gefordert. Beſchloſſen wurde
ſodann, am Montag, den 10. März, die Arbeit wieder aufzunehmen.

Die Arbeitszeit im Bangewerbe. Den Mitgliedern des
Deutſchen Bauarbeiterverbanbes, Zweigverein Halle, diene folgendes
zur Kenntnis: Die Arbeit anf den Bauſtellen beginnt früh 7 Uhr
und endet 5 Uhr, bei halbſtündiger Frühſtück und einſtündiger
Mittagspauſe. Ferner muß auf jeder Bauſtelle ein Delegierter
gewählt werden, der die Stelle des Arbeiterausſchuſſes vertritt.

Die Ortisverwaltung
Die Mitglieder des Ardeiter-Sängerchors treffen ſich morgen,Sonntag nachmittags 4 Utr, im Sitdier Geſellſchaftshaus,

bier bleibe

wurde J
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e Die Arbeiter der Leung-Werke können auf ihre von der
Werkleitung ausgeſtellten Ausweiſe die Straßen von
ihrer Wohnung nach dem Bahnhofe auch bei Nacht paſſieren.

Pludra „verleugnet“ Aus dem Sekretariat des Sozialdemokra den Vereins für Halle Saalkreis (U. 8 P.) ſchreibt man

uns: Die Volksſtimme, die im Lügen und im Föälſchen von
Tatſachen nach einem Rekord ſtrebt, bleibt nur im Rahmen dieſes
iöblichen Beſtredens, wenn ſie beweislos! den Verſuch
unternimmt, den (übrigens anf recht ſeltſame Weiſe erſchoſſenen
revolutionären Sozialiſten Pludra für ein Mitglied der U. S. P.D. auszugeben. Sie glaubt „gewiß, daß in der Kartothek des
nabhängigen Parteibureaus Näheres über dieſen Pludra zu er
jahren geweſen wäre. Tatſache iſt, daß Pludra auf Beſchluß
des Vorſtandes des Soz. Vereins ſeit dem Jahre 1908 nicht
mehr Parteimitglied ſein konnte. Bei Ausbruch der Repo-
lution hatte er ſich wiederum zur Aufnahme in den Verein der
u. S. P. D. gemeldet, er wurde jedoch mit ſeinem Antrag ab
gewieſen. Aber: geſetzt den Fall, Pludra wäre tatſächlich jetzt
noch eingeſchriebenes Mitglied der U. S. P. gewp ſo würdenwir uns wahrſcheinlich ſeiner Mitgliedſchaft weit weniger zu
ſchämen brauchen, als die Abhängigen derjenigen der Köper
ſchieber Beilicke und dergleichen „nützlicher“ Elemente.

Das Apollottzeater öffnet nach a t Sonntag,
den 9. März, nachmittags 3 Uhr, wieder ſeine Pſorten. Es elangt die Zyerene „Der Juxbaron“, Dir. Max Walden in
Rolle des „Blankehlchen“, bei kleinen Preiſen zur Aufführung.
3 m findet Sonntags ununterbrochen im Theater
ureau ſta

Todesſprung ans dem Fenſter. Ein 168fähriger Kutſcher, der
im Verdacht ſtand, vom Roten Turm aus auf einrückende Landes-
jäger geſchoſſen zu haben, wurde in der vergangenen Nacht durcheine Militarpetrouille nach der Oberrealſchule gebracht. Er ſprang

dort kurz nach ſeiner Einlieferuug aus dem vierten Stockwerk in
den Hof hinab und war ſofort tot. Die Leiche wurde nach dem
Gertraudeufriedhof geſchafft.

Verſammlungen
halten ab: morgen Sonntag, vormittags 9 Uhr, die Sattler
und Portefeuiller im Parkſchlößchen, Anhalter Straße 11.

Die Vertrauensleute der Transportarbeiter haben Sonn
tag, früh 10 Uhr, im Volkspark eine wichtige Sitzung. Sonn
tag, mittags 2 Uhr, Zimmerer- Verſammlung im Riebeckbräu. Sie für morgen angeſetzte Generalverſammlung der Ver

waltungsſtelle Merſeburg des Metallarbeiterverbandes
findet erſt am Sonntag, den 16. März, ſtatt

Nietleben. Das Strafverfahren gegen den Sattler.
Seidel wesen angeblicher r un der Halliſchen Polizei
(die Sache SeideiUnger) iſt eingeſtellt worden.

Diemitz Büſchdorf- Reideburg. Die Gemeinde Ver-
treter der U. S. P. des Amtsbezirks Reideburg verſammeln ſich
heute, Sonnabend, den 8. ds. Mits., abends 7 Uhr, in der Obſt-
weinſchäuke von Probſt in Büſchdorf.

Gröbers. Von der Verwaltung des Elektrizitätswerks
Sachſen-Anhalt wird uns u. a. geſchrieben: Bei dem Klara-
Verein in Gröbers wurde am Freitagmittag der Belegſchaft das
Telegramm des Aktionsausſchuſſes und des Bezirksbergarbeiter
rates deim Oberbergamt Halle bekanntgegeben, wonach die
Arbei. in allen Betrieben ſofort wieder auſzunedmes ſei.
Darauf erklärte dle Belegſchaft, daß ſie auf ein ſolches
Telegramm gar nichts gäbe. e vor nicht die
Regierungstruppen aus alle entfernt ſeien, wür-den ſie die Arbeit nicht wieder aufnehmen. Aehnüche
Anſichten herrſchen bei der Belegſchaft „von der Heydt“, welche
das Ueberlandkraftwerk in Ammendorf mit Kohle verſehen, ſo
daß auch von dieſer Seite die Ueberlandzentrale SaalkreisBitter-
feld und die Elektriſche Straßenbahn Halle- Merſeburg nicht mit
Strom verſorgt werden kann.

mGÄGÜ. T.Unſern Leſern und Austrägern
in der Provinz teilen wir mit, daß ab Montag, den 10. März,
der Zeitungsverſand wieder in der vor dem Streik äblichen
Weiſe erfolgt.

G mnnneeeennnnneGegen den politiſchen Mord.
Sterben für ſeine politiſche Ueberzeugung iſt ſchön,

aber töten für ſeine Ueberzeugung bleibt allemal ein Verbrechen.
Schwäbiſcher Merkur. Morgenblatt vom 28. 2. 19.

Millionen wurden gemordet, ſie ſtarben nicht alle S ihre
Ueberzeugung. Für freinde Jntereſſen wurden ſie zur lacht
bank geführt. Sie mordeten und wurden gemordet. Da hat der
Schwäbiſche Merkur nicht daran gedacht, daß töten allemal ein
Verbrechen bleibt.

„Es iſt ein furchtbarer Rückfall für das deutſche Volk, daß nicht
nur die politiſchen Mordtaten zunehmen ſondern daß die Geſin-
nung um ſich greift, die die Achtung von dem Menſchenleben ver
liert“. So ſchreibt der Merkur weiter. Ganz richtig! der
Schlacht bei Tannenberg wurden Hunderttauſende in den Sumpf
getrieben, nicht nur Ruſſen, auch Deutſche. Während des Krieges
wurden Hunderte niedergeſchoſſen, weil ſie ſich weigerten, auf ihre
Brüder zu ſchießen. Wo war da die Achtung vor dem Menſchen
leben Und jetzt in der Revolution, wer hat das Menſchenleben

Am 9. November ſind nicht 200 in ganz Deutſchland
gefallen.

Aber die Gegenrevolution hat den politiſchen Mord zum Kampf
mittel erkoren. Karl Liebknecht, Roſa Luxemburg und Kurt
Eisner ſind es nicht allein, die ihr zum Opfer gefallen ſind. Jn
dern in Bremen und anderwärts ſind Hunderte gemordet
worden.

Jetzt wendet ſich der volitiſche Mord gegen die Schützer des
Kapitals, da iſt das Töten allemal ein Verbrechen.

Es iſt gewiß wahr, der politiſche Mord iſt ein Rückfall in die
Barbarei. Er iſt nicht nur ein Verbrechen, er iſt auch meiſt eine
Dummheit. Nur in 43 ſeltenen Fällen wird durch einen poli
tiſchen Mord auch wirklich der Zweck desſelben erreicht.

Der Pfeil fliegt faſt immer auf den Schützen ſelbſt zurück. Die
Empörung über das Rerbrechen und das Mitleid mit dem Ge
troffenen re faſt immer die beabſichtigte Wirkung. Oſtſind deshalb Attentate provoziert worden, um das bertſchende
Syſtem zu retten. Der politiſche Mord geht von der längſt über
wundenen Anſchauung aus, daß einzelne Perſonen die Geſchichte
machen. Die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung hat mit dieſer
Anſchauung aufgeräumt. Die Träger der Geſchichte ſind die
Maſſen und die Entwicklung hängt nicht ab vom Sein oder Nicht
ſein einzelner Perſonen.

Wir ſind deshalb gegen den volitiſchen Mord in jeder Form,
mag er auftreten im Gewand eines h Krieges,eines Kriegsgerichtsurteils, einer Expedition der iggardiſien

oder eines racheſordernden Fanalikers.
(Aus dem Stuttgarter Sozialdemokrat.)

Verantwort'ich: für Polint Pau Hennig für Ha Angelegenheiten: Karl Bock
Verlag Volksblatt, 6. m. d. H. Drug z Le ſeals Dvchdruckerei, G. m. h. H. Sie d dal es
e

Das Proletariat. Seit hundert Jahren wächſt das
Proletariat immer höher und ſtärker ins ſoziale Leben hinein,
und es wird morgen Herr ſeines Schickſals ſein, auf Grund des
Geſetzes, daß der Siae rkſte, der h der ded DaſeinEmile Zola B
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